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März 191. XII. Babrgang. 


Rechtliche Natur und Bedeutung öder ſüöweſt⸗ 
afrikaniſchen Bergrezeſſe. 
(Schluß.) 

Tatſächlich geht die am 26. Februar 1909 erlaſſene Verordnung des Reichs⸗ 
kanzlers betreffend die Kaiſerliche Bergverordnung für Deutſch-Südweſtafrika 
weiter als § 3, wobei ohne Kenntnis des Aktenmaterials fich nicht jagen läßt, 
inwieweit dieſe Abweichung zwiſchen Verordnung und Bergrezeß auf Abſicht, 
und inwieweit ſie etwa auf unklaren Vorſtellungen über die Tragweite der 
vorhandenen Beſtimmungen beruhte. — Im einzelnen geht die Verordnung 
zunächſt räumlich“) weiter als der Sperr⸗Rezeß. Sie bezieht ſich nicht nur auf 
das Sperrgebiet, ſondern auf das geſamte Schutzgebiet. Außerhalb des Sperr⸗ 
gebiets ſind ſomit ſämtliche Abgaben aus dem Bergrezeßgebiet in 
voller Höhe von zehn Prozent an die Geſellſchaft abzuführen. 

Die Verordnung geht ferner ſachlich weiter. Sie bezieht ſich nicht 
nur auf Diamanten, ſondern auf Edelſteine überhaupt. Innerhalb 
des deſamten Bergrezeßgebiets, d. h. des durch den Bergrezeß von 
1908 betroffenen Gebiets, ſind ſomit die Abgaben für etwaige Edelſteine außer 
Diamanten in voller Höhe von zehn Prozent an die Geſellſchaft abzuführen. 
— Die Verordnung geht endlich auch zeitlich weiter als der Sperrezeß. In 
zeitlicher Hinſicht find drei Arten von bergrechtlichen Verleihungen zu unter⸗ 
ſcheiden: Zunächſt die Bergbaufelder, deren Verleihung vor dem 1. Oktober 
1908 beantragt und vollzogen worden ift ($ 101 des Bergrezeſſes von 1908); 
ſodann die Felder, deren Verleihung zwar vor dem 1. Oktober 1908 bean⸗ 
tragt, aber erſt nach dieſem Tage vollzogen worden ift; endlich die Felder, 
deren Verleihung beziehungsweiſe Umwandlung erſt nach dem 1. Oktober 1908 
beantragt und vollzogen worden ift. (§ 3 des Sperr⸗Rezeſſes). § 1 der Nb- 
gabenverordnung vom 26. Februar 1909 ſagt: „An Stelle der im §64 der Kaifer- 
lichen Bergverordnung für Südweſtafrika vom 8. Auguſt 1905 feſtgeſetzten 
Förderungsabgabe wird . . . eine Abgabe von 10 vom Hundert des Wertes 
erhoben.“ Hiernach follen die nenen Abgaben alfo überall dort gelten, we 


3) Hierauf hat ſchon Gerſtenhauer in Schneiders Jahrbuch über die 
deutſchen Kolonien, III. Jahrgang S. 199 hingewieſen, er nimmt an, das ſei „offenbar nur 
aus Verſehen“ erfolgt. 
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bisher die Abgaben aus § 64 der Bergverordnung gegolten hatten, d. h., da 
von deren Geltung nach § OUT des Bergrezeſſes von 1908 nur die erſte der 
vorhin bezeichneten Feldergruppe ausgenommen war, ſowohl für die zweite 
wie für die dritte dieſer Gruppen. Da das Einverſtändnis der Geſellſchaft 
aber nur beziiglich der dritten Gruppe vorliegt, jo find innerhalb des Berg- 
rezeßgebiets die Abgaben von den Feldern der zweiten Gruppe in voller Höhe 
von zehn Prozent an die Geſellſchaft abzuführen. 

Von der Erhöhung auf zehn Prozent ausgenommen ſoll der Schutzgebiets— 
fiskus ſein bezüglich „ſeiner im Bergrechtsgebiet der Kolonialgeſellſchaft bis- 
her belegten Felder“. — Dieſe Ausnahmebeſtimmung, die wichtig iſt wegen 
des nachher zu beſprechenden Abgabenanteilrechts der Geſellſchaft, hat in § 6 
des Sperr-Rezeſſes einen ſehr ungenauen Ausdruck gefunden, wie bereits von 
Perels 5 Anm. treffend betont worden iſt. Man muß den Wortlaut, der eigent— 
lich das Gegenteil beſagt, aber mit Perels in der geſchehenen Weiſe auslegen, da 
andernfalls der § 6 überhaupt zweck— und ſinnlos wäre. — In der Abgaben- 
verordnung vom 26. Februar 1909 hat die Ausnahmebeſtimmung überhaupt 
keinen Ausdruck gefunden. — Endlich gibt noch zu erheblichen Zweifeln An- 
laß die Frage nach dem räumlichen Geltungsbereich des $ 6. Da die ſonſtigen 
Beſtimmungen des Sperr-Rezeſſes fih nur auf das Sperrgebiet beziehen, ins- 
beſondere nur für dieſes eine Abgabenerhöhung vorgeſehen worden ift, jo 
muß man nach allgemeinen Auslegungsgrundſätzen annehmen, daß auch der 
$ 6, obwohl er nicht ausdrücklich dieſe Einſchränkung trifft, ebenfalls nur für 
das Sperrgebiet gelten ſoll. Da nun aber durch die Verordnung vonn 
28. Februar 1909, wie wir ſahen, auch im übrigen Bergrezeßgebiet und ohne 
Ausnahme bezüglich der fiskaliſchen Felder die erhöhte Abgabe eingeführt 
worden rit, jo jind innerhalb des Bergrezeßgebiets unter Ausſchluß des Sperr- 
gebiets die Abgaben von ſämtlichen fiskaliſchen Feldern in voller Höhe von 
zehn Prozent an die Geſellſchaft abzuführen. Zu einem gegenteiligen Gr- 
gebnis könnte man nur gelangen, wenn man aus der Entſtehungsgeſchichte 
des § 6 die entgegengeſetzte Abſicht der Beteiligten nachweiſen könnte. 

Durch die Erhöhung der Förderungsabgaben ſind die ſonſtigen bergrecht— 
lichen Abgaben, insbeſondere die Feldesſteuer des § 63 der Bergverordnung 
unberührt geblieben. Der Sperr-Rezeß ſagt nichts darüber, an weſſen Stelle 
die neue Abgabe treten ſoll, und ſagt insbeſondere nichts davon, daß ſie an die 
Stelle aller bisherigen Abgaben treten ſolle. Die Abgabenverordnung vom 
26. Februar 1909 ſagt fogar ausdrücklich in $ 1 das Gegenteil, daß ſie nämlich 
„an Stelle der im § 64 der Kaiſerlichen Bergverordnung ... feſtgeſetzten 
Förderungsabgaben“ treten ſolle. Wenn demgegenüber in Zeitungsberichten 
aus dem Schutzgebiet betont wird, daß in den Vorverhandlungen ausdrücklich 
die Erſetzung ſämtlicher Bergbauabgaben durch die erhöhte Abgabe zwiſchen 
den Vertretern der Kolonialgeſellſchaft und der Minenintereſſenten im Beiſein 
des Vorſtehers der Kaiſerlichen Bergbehörde feſtgeſtellt worden ſei, ſo iſt das 
jedenfalls gegenüber dem § 1 der Abgabenverordnung ohne jede Bedeutung 
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und die Weigerung der im Sperrgebiet tätigen Geſellſchaften, die Feldesſteuer 
anzuerkennen und zu entrichten, rechtlich ganz unhaltbar. Die einzige Be⸗ 
deutung, die das Zutreffen jener Zeitungsbehauptungen hätte, läge darin, daß 
zu einer Aufhebung der Feldesſteuer im Sperrgebiet ein einſeitiger Staats⸗ 
akt ausreichend und eine Einverſtändniserklärung der Kolonialgeſellſchaft nicht 
erforderlich wären. 

Durch § 4 verbunden mit $ 3 ift weiter im Sperrgebiet auch die Perſon 
des auf Grund des $ 3 und der Abgabenverordnung Abgabenberech⸗ 
tigten geändert worden. 

Ein unmittelbarer Anſpruch der Kolonialgeſellſchaft gegenüber den Ab⸗ 
gabeſchuldnern beſteht nicht mehr. Die Abgaben werden von der Regierung 
für ſich ſelbſt erhoben. Eine unmittelbare Zahlung der Schuldner an die Ge— 
ſellſchaft iſt ohne rechtliche Bedeutung. 

In Zukunft beſteht vielmehr lediglich ein Anſpruch der Geſellſchaft gegen 
den Fiskus auf Anteilnahme an den „auf Grund des $ 3 eingehenden Mb- 
gaben“. Der Anſpruch ift ein öffentlich-rechtlicher von derſelben Art wie der 
ſogenannte Beteiligungsanſpruch des Grundeigentümers nach $ 86 der Berg- 
verordnung. — Der Anſpruch bezieht ſich nur auf die „auf Grund des § 3“ 
eingehenden Abgaben. Bezüglich aller weiteren, alſo bezüglich der ſchon er- 
wähnten Feldesſtener, aber auch bezüglich einer räumlich, ſachlich, zeitlich oder 
ihrer Höhe nach über § 3 hinausgehenden Förderungsabgabe beſteht kein 
bloßer Beteiligungsanſpruch, ſondern der Anſpruch auf den vollen Betrag nach 
SS 2, 11 des Bergrezeſſes von 1908. — Der Anſpruch bezieht fich nur auf die 
„eingehenden Abgaben“. Au Abgabenausfällen nimmt die Geſellſchaft ebenſo 
wie an den Eingängen entſprechend teil. — Die Höhe des Beteiligungsanſpruchs 
gegen den Fiskus ift ein für allemal auf 312% des Wertes der normierten 
Abgaben feſtgeſetzt. Sie bleibt ſelbſt dann, wenn die ſtaatliche Abgabe unter 
dieſen Betrag erniedrigt werden ſollte und alſo von einer „Beteiligung“ der 
Geſellſchaft an dem ſtaatlichen Abgabenertrag nicht mehr geſprochen werden 
könnte. Sie kann ermäßigt werden nur mit Zuſtimmung der Geſellſchaft. 

In dem Schlußprotokoll zu dem Sperr-Rezeß vom gleichen Tage wird in 
Abſatz 3 und 4 noch ausgeſprochen, daß die Geſellſchaft bei Zuſtimmung zu 
den vorgedachten Abänderungen von gewiſſen Vorausſetzungen bezüglich der 
künftigen Geſtaltung des Diamantenausfuhrzolls ausgegangen 
ſei. Verpflichtungen ſollten dadurch nicht begründet werden. Es handelt ſich 
daher nicht um publiziſtiſche Verſprechen, ſondern um bloße Verheißungen, 
deren Nichterfüllung nur aus dem Geſichtswinkel der öffentlich- rechtlichen 
exceptio doli, d. h. nur dann rechtserheblich wäre, weun die Geſellſchaft den 
Nachweis erbringen könnte, daß das Kolonialamt bei Abſchluß des Bergrezeſſes 
iiberhaupt nicht die Abſicht hatte, jene Verheißungen zu erfüllen. 

3. Den Schluß des Sperr⸗-Rezeſſes macht wiederum eine Schieds- 
gerichtsklauſel. Sie ift nichtig aus denſelben Gründen, die wir Dbe- 
züglich der Klauſel im Bergrezeß von 1908 bereits dargelegt haben. 

13% 
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c) Der Mairezeß von e 

Ihren vorläufigen Abſchluß hat die Dernburgſche Vertragspolitik in dem 
Abkommen mit der Deutſchen Kolonialgeſellſchaft für Südweſtafrika vom 
7. Mai 1910 (Kol.⸗Bl. S. 410) gefunden. 

1. Als Rezeßbeteiligte treten darin auf der Staatsſekretär des 
Kolonialamts und die Vertreter der Kolonialgeſellſchaft. 

II. Gegenſtand des Rezeſſſes bilden nicht nur die Berg, Jon- 
dern auch die Landrechte der Geſellſchaft. Der Rezeß bezieht ſich räumlich 
auf das geſamte Gebiet der Geſellſchaft. 

111. über die rechtliche Natur dieſes Rezeſſes, der ſelbſt übrigens 
durchweg in 88 21, 9, 10 die Bezeichnung „Vertrag“ und „Vertragſchließende“ 
verwendet, gilt dasſelbe wie bezüglich der früheren Rezeſſe. Wenn der Mai— 
rezeß auch in notarieller Form abgeſchloſſen worden iſt, weil das Kolonialamt 
ſich durch die ganz ungerechtfertigten Drohungen der Geſellſchaft mit einer 
Geltendmachung der Nichtigkeit des Rezeſſes wegen mangelnder Form tat— 
ſächlich hatte einſchüchtern laſſen, ſo hat dieſe notarielle Form zwar über⸗ 
flüſſige Koſten verurſacht, aber die rechtliche Natur des Rezeſſes als eines ein⸗ 
ſeitigen Verwaltungsaktes auf Unterwerfung nicht beeinträchtigt. 

IV. Betrachtet man den Inhalt des Rezeſſes im einzelnen, 
ſo findet man darin eine Sammlung von verſchiedenartigen, unter ſich in keinem, 
engeren juriſtiſchen Zugehörigkeitsverhältnis ſtehenden Beſtimmungen. 

1. Der Rezeß beginnt mit einer Beſtätigung und Erläuterung 
des Bergrezeſſes von 1908. 

In § 1 heißt es: „Der Bergrezeß . - . wird unter Entſagung. 
aller Einreden gegen ſeine Rechtsbeſtändigkeit erneut 
beſtätigt.“ Die Worte „Entſagung aller Einreden“ ſollen ſich auf die 
Frage der Nichtigkeit wegen mangelnder Form beziehen; nach unſeren früheren 
Ausführungen über dieſe Frage ſind ſie alfo gegenſtandslos; im übrigen find 
ſie unjuriſtiſch, da die Nichtigkeit wegen Formmangels ein von Amts wegen 
zu beachtender Umſtand iſt, kein Einrederecht darſtellt, daher auch nicht ber- 
zichtbar iſt. Die Nichtigkeit des Rezeſſes wegen Formmangels vorausgeſetzt, 
hätte die ſogenannte Beſtätigung lediglich die Bedeutung einer erneuten Bor- 
nahme des Bergrezeſſes mit Wirkung vom 7. Mai 1910 ab. In 8 A? wird die 
Fortgeltung des Rezeſſes nochmals beſonders hervorgehoben. 

§ 2 enthält eine Erläuterung des Bergrezeſſes hinſichtlich 
der Frage, welches ſein räumliches Geltungsgebiet ſei. ] 

Im allgemeinen wird dieſes Gebiet kartenmäßig nur „in großen Zügen“ 
feſtgeſtellt und die genauere Feſtſtellung für ſpäter vorbehalten. 

Im einzelnen ſollte eine bindende Feſtſtellung nur über zwei Punkte er⸗ 
folgen. — Nach $ 21 ,beftebt . . Einverſtändnis unter den Vertragſchließenden, 
daß die Entſcheidung der Frage, ob und inwieweit der Kolonialgeſellſchaft im 
Gebiete der roten Nation Bergrechte zuſtehen, im ordentlichen Rechtswege zum 
Ausdruck gebracht wird“. Die Beteiligten verpflichten ſich zugleich, um die Ent⸗ 
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scheidung vor den zu ſchaffenden Kolonialgerichtshof zu bringen, bis zum 
11. März 1911 keine „gerichtlichen Schritte“ zu unternehmen. Bis zur Ent⸗ 
ſcheidung des fraglichen Rechtsſtreits ſollen die auflaufenden Bergabagaben 
vom ſüdweſtafrikaniſchen Landesfiskus „in Verwahr genommen“ werden. Da 
weder durch Vertrag noch durch verwaltungsbehördliche Verfügung ein an ſich 
nicht vor die ordentlichen Gerichte gehörige Sache dieſen zugewieſen werden 
kann, ſo dürfte jenes Einverſtändnis gegenſtandslos ſein, da die im Streit be⸗ 
findlichen „Bergrechte“ nicht privatrechtliches Bergwerkseigentum, ſondern 
publiziſtiſche Rechte darſtellen. — Sodann wird in § 20 das für die Folge der 
Kürze halber ſogenannte „nördliche Diamantengebiet“, nämlich das Gebiet 
zwiſchen dem 26° nördlicher Breite und dem Kuiſeb als zum Bergrezeßgebiet 
gehörend erklärt und die Auszahlung der bis dahin vom ſüdweſtafrikaniſchen 
Landesfiskus einbehaltenen Abgaben aus dieſem Gebiet verſprochen. Nach 
dem Grundſatz von der Verbindlichkeit jedes Verwaltungsakts“) beſteht daher 
unzweifelhaft zurzeit eine ſolche Verpflichtung, ſelbſt wenn das nördliche Dia- 
mantengebiet in Wahrheit nicht zum Rezeßgebiet gehörte und daher die Über- 
nahme jener Verpflichtung geſetzwidrig wäre. Dagegen müßte nach dem 
weiteren Grundſatz von der Anfechtbarkeit jedes Verwaltungsakts wegen Geſetz 
widrigkeit!“), falls jene Vorausſetzung vorläge, ein Widerruf des § 21! durch 
einſeitigen Staatsakt als zuläſſig erachtet werden; hiergegen könnte man auch 
nicht etwa mit Simon!) ſich darauf berufen, daß nach dem Inhalt der Ver- 
einbarungen zwiſchen Kolonialamt und Geſellſchaft das nördliche Diamanten⸗ 
gebiet unbedingt als zum Rezeßgebiet gehörig habe angeſehen werden 
müſſen und eine Abweichung hiervon wegen Verſtoßes gegen Treu und 
Glauben unzuläſſig ſei; denn hier iſt abermals unter dem Bann der Ver⸗ 
tragstheorie die zwingende Natur des öffentlichen Rechts, bei dem ſtets die 
materielle Rechtslage entſcheidet, überſehen. Ob jene Vorausſetzung zutrifft, 
ſoll hier aus Raumrückſichten unerörtert bleiben““). 

2. Nach S 3 find Kolonialamt und Kolonialgeſellſchaft „darüber einig, 
daß das Eigentum an dem geſamten Landgebiet der letzteren, ſoweit es 
nicht bereits verkauft iſt, an den ſüdweſtafrikaniſchen Landesfiskus mit dem 
Tage des Vertragsabſchluſſes übergeht“ mit gewiſſen des einzelnen aufge⸗ 
führten Ausnahmen; zugleich tritt nach S 4 a. E., § 8 der Fiskus in gewiſſe 
privatrechtliche Verpflichtungen der Geſellſchaft bezüglich des Geſellſchafts⸗ 
gebiets ein. Soweit in dem übereigneten Grundeigentum nicht etwa ſolche 
Beſtandteile ſtecken, die von der Geſellſchaft durch gewöhnlichen privatredht- 
lichen Kaufvertrag (nicht durch Konzeſſionen, insbeſondere die Verträge mit 
den Häuptlingen) erworben find, kennzeichnet ſich der § 3 als ein mit Gin- 


4) Bol. Kormann, Syſtem 199f., 220f. 

45) Vgl. Kormann, Syſtem 388f. 

46) Vgl. über die Frage einerſeits das Gutachten von Veit Simon über die Gebühren⸗ 
anſprüche der Deutſchen Kolontalgeſellſchaft uſw., andererſeits die Lüderitzbuchter Diamanten⸗ 
denkſchriſt S. 23f. 


— 198 — 


verſtändnis der Geſellſchaft ergehender Widerruf der Landkonzeſſionen und 
bedarf daher auch nicht der privatrechtlichen Form des notariellen Vertrags. 

3. Eine neue Ausgeſtaltung des von der Geſellſchaft 
geführten öffentlichen Unternehmens bringen die Betriebs— 
pflichten, die in § 4 bezüglich des der Geſellſchaft verbliebenen Landeigentums 
und in § 5 mit Rückſicht auf die Diamantenverwertung ſtatniert ſind. 

4. Eine neue Sonder berechtigung auf Grund des § 94 der 
Bergverordnung enthält § 4: „Der Kolonialgeſellſchaft ftebt . . . . . .. das 
ausſchließliche Recht zu, auf dem von ihr abgetretenen Gebiet Marmor und 
Guano aufzuſuchen.“ Hinzu treten gewiſſe Nebenrechte ($ A Satz 4 f.). 

5. Ein Rechtsanſpruch auf weitere Sonderberechti— 
gungen beſteht nach dem den § 81 des Bergrezeſſes von 1908 aufhebenden 
$ nicht mehr. Die freiwillige Erteilung von Sonderberechtigungen auf 
Grund des S 94 der Bergverordnung iſt dadurch nicht ausgeſchloſſen. 

6. Eine Abänderung der Verordnung vom 26. 2. 1909 be— 
reitet § 7 vor, in dem fih die Geſellſchaft damit einverſtanden erklärt, daß in 
dem nördlichen Diamantengebiet die Förderungsabgabe für nachweislich dort 
geförderte „Edelſteine“, aljo nicht bloß für Diamanten, von 10 auf 4% herab- 
geſetzt wird und daß ihr Anteil fih auf 2% vermindert; zu dieſer Herab— 
ſetzung an ſich war das Einverſtändnis der Geſellſchaft zwar nicht erforderlich, 
wohl aber dazu, daß ihr in Zukunft nur 27 zufließen ſollten. Die Feldes— 
ſteuer bleibt auch hier unberührt. 

7.8 9 enthält eine bedingte Schiedsgerichtsklauſel. 

Die Schiedsgerichtsklauſel bezieht ſich auf die „Streitigkeiten 
aus dem vorliegenden Vertrag und aus dem Bergrezeſſe“, alſo ohne die in dem 
Bergrezeß vorgeſehene Beſchränkung auf vermögensrechtliche Streitigkeiten. 
Die beſondere Schiedsgerichtsklauſel des Sperr-Rezeſſes wird dadurch nicht be— 
rührt. Aus den früher dargelegten Gründen muß auch die neue Schieds⸗ 
gerichtsklauſel als nichtig betrachtet werden. 

Die neue Schiedsgerichtsklauſel ſoll im übrigen nur eine befriſtete und 
bedingte ſein und nur gelten bis zu dem Zeitpunkt, in dem „eine letzte Inſtanz 
für das ſüdweſtafrikaniſche Schutzgebiet in der Heimat“ eingeführt wird, ohne 
daß bei dieſer die Reviſion gegen duas conformes allgemein ausgeſchloſſen iſt. 
Von dieſem Zeitpunkt ab ſollen für die Entſcheidung die ordentlichen 
Gerichte des Schutzgebiets zuſtändig ſein. Aus den vorhin bei Beſprechung 
des § 21 dargelegten Gründen muß auch dieſe Zuſtändigkeitsvereinbarung als 
gegenſtandslos oder als nichtig betrachtet werden. 

8. Die Schlußbeſtimmung des $ 10 iſt ohne rechtliche Bedeutung. 


d) Die geltende Rechtslage. 


Zum Schluß ſoll hier noch die geltende Rechtslage, wie ſie ſich durch die 
drei Rezeſſe allmählich geſtaltet hat, in kurzer zuſammenfaſſender Darſtellung 
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gezeichnet werden. Die Geſichtspunkte, die bei dieſer Darſtellung befolgt 
werden, ſind diejenigen, die für die weitere politiſche Verwertung unſerer 
juriſtiſchen Betrachtungen von Wert ſein dürften. 

J. Danach ſind zunächſt diejenigen Beſtimmungen der Rezeſſe auszu⸗ 
ſcheiden, die gemäß unſerer früheren Erörterungen gegenſtandslos 
oder nichtig ſind. 

Gegenſtandslos ift § 5 des Bergrezeſſes“) über die Abgabenpflicht 
nach § 54 der Bergverordnung vom 18. Auguſt 1889. Gegenſtandslos iſt 
ferner § 1 des Mairezeſſes bezüglich der, in Wahrheit nicht beſtehenden, Ein— 
reden gegen den Bergrezeß“s). Gegenſtandslos, wenn nicht nichtig, ſind weiter 
§ 21 und S 9 des Mairezeſſes, ſoweit darin die Anrufung der ordentlichen 
Gerichte in Ausſicht genommen wird). Gegenſtandslos, weil eine juriſtiſche 
Verpflichtung nicht begründend, ſind endlich die Verheißungen über die Ge— 
ſtaltung des Diamantenausfuhrzolles im Schlußprotokoll zu dem Sperr- 
rezeß ““). 

Nichtig ſind die verſchiedenen Schiedsgerichtsklanſeln in § 12 des Berg- 
rezeſſes n), $ 8 des Sperr-Rezeſſes“e) und $ 9 des Mairezeſſes“). Nichtig find 
ferner die Beſtimmungen in §s 3, 11 des Bergrezeſſes inſoweit, als fie etwa 
Anderungen des beſtehenden Rechts durch die Geſetzgebung verhindern 
wollten“). 

II. Wenn wir nun nach Ausſcheidung dieſer gegenſtandsloſen oder 
nichtigen Beſtimmung die geltende Rechtslage betrachten, ſo tauchen dabei 
etwa folgende Hauptfragen auf, bezüglich deren die künftige 
Diamantenpolitik wird prüfen müſſen, ob ihre nach dem 
geltenden Recht gebotene Beantwortung ſich mit dem 
öffentlichen Wohl verträgt, und bezüglich deren fie gegebenen- 
falls eine Abänderung des geltenden Rechts wird anſtreben müſſen auf den 
Wegen, die wir in unſeren Erörterungen über „die allgemeinen Grundſätze“ 
für Aufhebung und Beſchränkung der kolonialen Landkonzeſſionen als redt- 
liche Möglichkeiten nachgewieſen haben. 

1. Mehr von theoretiſcher als von praktiſcher Bedeutung iſt unter den 
gegebenen Verhältniſſen die erſte Frage: Wer iſt Inhaber der Berg- 
hoheit? Sie kann grundfäglid dahin beantwortet werden, daß die Berg- 
hoheit dem Reich zuſteht. Aber dies freilich nur grundſätzlich, da Rudimente 
einer Berghoheit der Kolonialgeſellſchaft fih in den Abgabenerhebungsrechten 
des $ 211, U des Bergrezeſſes noch erhalten habens). So wurde auch in der 


47) S. o. S. 184, 186. 
48) S. o. S. 196. 

40) S. o. S. 197, 198. 
50) S. o. S. 195. 

51) S. o. S. 190. 

2) S. o. S. 195. 

3 S. o. S. 198. 

M) Vgl. o. S. 188, 189. 


55) S. o. S. 186. 


— 200 


Schlußſitzung der Reichstagslandkonzeſſion in der Gencralotstuihton) richtig 
ausgeführt: „wir haben nicht erreichen können, daß die Geſellſchaften alle 
Soheitsrechte aufgegeben haben“; freilich fuhr der Redner dann unjuriſtiſch 
fort: „die Kolonialgeſellſchaft für Südweſtafrika darf auch künftig für alle 
Zeiten ohne jede zeitliche Beſchränkung in dem großen Gebiet, das ihr zuſteht, 
alle diejenigen Abgaben erheben, die der Fiskus für ſich außerhalb dieſes Ge⸗ 
bietes erhebt“, — eine Tatſache, die an ſich zwar richtig war, aber, abgeſehen 
von den vorhin erwähnten Sonderfällen des § 21, HE des Bergrezeſſes, nicht 
auf einem Hoheitsrecht der Geſellſchaft beruhte. Eine unrichtige Frage— 
ſtellung ift es, wenn man fragen wollte, wem das „Bergregal“ zuſtünde; es 
iſt zwar nicht zu beſtreiten, wenn Arndt in ſeinem Gutachten S. 29 ſagt, daß 
das Bergregal dem Reiche im Bergwerksgebiet der Kolonialgeſellſchaft nicht 
zuſtand und nicht zuſteht; dies folgt aber nicht, wie Arndt anſcheinend an- 
deuten will, daraus, daß das Bergregal der Geſellſchaft zuſtehe, ſondern es 
folgt lediglich daraus, daß der Rechtsbegriff des Bergregals ſeit der Kaiſer— 
lichen Bergverordnung von 1889 überhaupt aufgehört hat zu exiſtieren. 

2. Praktiſch von weit größerer Bedeutung iſt die zweite Frage: Wie 
ſindderzeitigdie Abgabenverhältniſſegeregelt?, — wobei 
an dieſer Stelle nur die Förderungsabgaben berückſichtigt werden ſollen. All— 
gemein läßt ſich die Frage dahin beantworten, daß wir dabei auf einen außer⸗ 
ordentlich unüberſichtlichen Rechtszuſtand in den verſchiedenen Teilen des 
Schutzgebiets ſtoßen, ſelbſt wenn wir im folgenden ein für allemal von den 
Beſonderheiten abſehen, die ſich aus der übergangsbeſtimmung in $ 1011 des 
Bergrezeſſes bezüglich der vor dem 1. Oktober 1908 von der Kolonialgeſell— 
ſchaft verliehenen Bergbaufelder ſowie aus Sonderrechten anderer Kon— 
zeſſionsgeſellſchaften ergeben. 

Ziemlich einfach freilich ift noch die Frage nach der Höhe der Ab— 
gaben. 

Für die Mineralien mit Ausnahme der Edelſteine gelten für das 
ganze Schutzgebiet die Sätze der Bergverordnung vom 8. Auguſt 1905; dies 
im „übrigen Schutzgebiet“ ohne weiteres, im Rezeßgebiet (d. h. Land- und 
Konzeſſionsgebiet) der Kolonialgeſellſchaft aber auf Grund der SS 1, 2 des 
Bergrezeſſes. 

Bei den Förderungsabgaben für Edelſteine iſt zu unterſcheiden. Im 
nördlichen Diamantengebiet gilt in Verfolg von § 7 des Mairezeſſes eine 
Förderungsabgabe von 4%, während ſonſt im ganzen Schutzgebiet, ſowohl im 
ſonſtigen Rezeßgebiet wie auch in dem „übrigen Schutzgebiet“ in dem früher 
angenommenen Sinne dieſes Wortes, auf Grund der Verordnung vom 26. Fe— 
bruar 1909 ſtatt der 2 -Abgabe der Bergverordnung die erhöhte Abgabe 
von 10% Platz greift, abgeſehen von der getrennt zu erörternden Abgaben— 
pflicht der fiskaliſchen Felder. 


56) Schlußbericht A 83. 


— 201 — 


Bet der Frage, wer gegenüber dem Abgabenſchuld ner 
formaljuriſtiſch Abgabenberechtigter iſt, müſſen folgende 
Rechtsgebiete unterſchieden werden. 

Im Sperrgebiet iſt bezüglich der Diamanten Abgabenberechtigter der 
Staat“), unbeſchadet des alsbald zu beſprechenden Beteiligungsrechtes der 
Geſellſchaft, während bezüglich der übrigen, insbeſondere auch der ſonſtigen 
Edelſteinabgaben, die Geſellſchaft abgabenberechtigt ift’®). 

Eine Ausdehnung der für das Sa beſtehenden Regelung auf 
das nördliche Diamantengebiet war wohl in $ 7 des Mairezeſſes beabſichtigt“ “, 
ſo daß man wohl unbedenklich auch hier bezüglich der Edelſteinabgaben, aber 
nicht im übrigen, den Staat als den Abgabenberechtigten betrachten kann. 

Dagegen iſt im „übrigen Rezeßgebiet“ die auf $ 21 des Bergrezeſſes be⸗ 
ruhende Regelung erhalten geblieben, wonach zwiſchen der Geſellſchaft und 
dem Abgabenſchuldner ein unmittelbares Schuldverhältnis beſteht“ ). 

Im „übrigen Schutzgebiet“ iſt Abgabenberechtigter der Staat, aber, im 
Unterſchied von dent Sperrgebiet und dem nördlichen Diamantengebiet, ohne 
Beſchränkung durch ein Beteiligungsrecht der Geſellſchaft. 

Die gleichen Rechtsgebiete wie bezüglich der vorigen Frage haben wir 
auch bei der Frage nach der Verteilung der Abgaben zwiſchen 
Geſellſchaft und Staat zu unterſcheiden. 

Sur Sperrgebiet ſteht auf Grund des S 3 des Sperrezeſſes der Gejel- 
ſchaft eine Abgabe von 3½% zu, während der Reſt der zurzeit im ganzen 
10% betragenden Abgabe dem Fiskus bleibt. 

Im nördlichen Diamantengebiet ſteht der Geſellſchaft auf Grund des 8 7 
des Mairezeſſes eine Abgabe von 2% zu, während der Reſt der zurzeit im 
ganzen 4% betragenden Abgaben dem Fiskus verbleibt. 

Im übrigen Rezeßgebiet taucht die aufgeworfene Frage nicht auf, da hier 
die Abgabe ungeteilt in die Kaſſe der Geſellſchaft fließt. 

Im übrigen Schutzgebiet endlich taucht ſie deshalb nicht auf, weil hier 
die Abgaben umgekehrt ungeteilt in die fiskaliſchen Kaſſen fließen. 

Bezüglich der Abgabenpflicht des Fiskus kann verwieſen 
werden auf die früheren Erörterungen“). 

3. Eine beſondere Bedeutung kommt endlich der Frage zu, inwieweit 
für die Zukunft der Verwaltung durch die Rezeſſe Be- 
ſchrän kungen ihrer Bewegungsfreiheit auferlegt ſind. 
Wohl gemerkt: Der Verwaltung, da die Geſetzgebung durch jene Beſchrän— 
kungen ja nicht getroffen werden kann und dieſe, falls ſie die Geſetzgebung 
binden wollten, nicht wären! 


57) S. o. S. 195. 

58) Vgl. o. S. 187. 195. 
59) Vgl. o. S. 198. 

0) Vgl. o. = Be 195. 
61) ©. D. S. 
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Eine unmittelbare Bindung der Abgabenhöhe ſowie 
der Feldesgrößen enthält lediglich der § 3 des Bergrezeſſes“?). Er iſt 
durch die ſpäteren Rezeſſe nicht völlig aufgehoben, ſondern nur teilweiſe, 
räumlich und ſachlich eingeengt worden. Er gilt nicht mehr im Sperrgebiet 
bezüglich der Höhe der Abgaben auf Diamanten, und er gilt nicht mehr be— 
züglich der Abgaben auf alle Edelſteine in dem nördlichen Diamantengebiet; 
dagegen gilt er bezüglich der ſonſtigen Abgaben in dieſen Gebieten und ferner 
bezüglich aller Abgaben im übrigen Rezeßgebiet. 

Eine mittelbare Bindung der Abgabenhöhe l beſteht einer— 
ſeits nach § 21 des Bergrezeſſes“) inſofern, als der Staat von der Çin- 
führung einer Gewinnbeteiligung im „übrigen Schutzgebiet“ Abſtand nehmen 
muß, wenn er nicht der Kolonialgeſellſchaft das Recht auf eine gleiche Ein- 
führung geben will. Und ſie beſteht anderſeits dort, wo und inſoweit als der 
§ des Bergrezeſſes aufgehoben worden iſt; denn wenn auch der Staat im 
Sperrgebiet die Diamantenabgabe unter 314% und im nördlichen Diamant- 
gebiet die Edelſteinabgabe unter 27 herabſetzen kann, ſo könnte er dies doch 
nur, wenn er bereit iſt, der Kolonialgeſellſchaft aus eigenen Mitteln jene 
Abgabe weiter zu zahlen““). 

Eine unmittelbare Bindung bezüglich der Erteilung 
von Sonderberechtigungen beſteht nicht. 

Durch $ 6 des Mairezeſſes ift der Rechtsanſpruch der Kolonialgeſellſchaft 
auf Erteilung ſolcher Berechtigungen aufgehoben worden“). 

Eine unmittelbare Bindung in der Weiſe, daß anderen Perſonen als 
der Kolonialgeſellſchaft, insbeſondere dem Fiskus, Sonderberechtigungen nicht 
verliehen werden dürfen, hat entgegen der Anſicht des Reichsjuſtizamts nie 
beſtanden. Freilich ergibt ſich eine mittelbare Bindung aus dem § 11 des 
Bergrezeſſes dadurch, daß der „Fiskus“ nicht etwa aus der Verpachtung der 
ihm kraft Sonderberechtigung zuſtehenden Felder Einnahmen erzielen darfs“). 

III. über die Frage, inwieweit Beſtimmungen des gelten- 
den Rechts möglicherweiſe der Anfechtung unterliegen, 
die durch einſeitige Abänderung derſelben ſeitens des Staates geltend zu 
machen wäre, haben wir ſchon an den in Betracht kommenden Stellen ge— 
ſprochen““). 


62) S. o. S. 189. 
68) S. o. S. 186. 
6) Bgl. o. S. 195. 


65) S. o. S. 197. 
6s) Vgl. Perels 7, Arndt 27, ſowie in der Kreuzzeilung 1910 Nr. 525 
2 Pie 


Dr, Karl Kormann, Berlin-Lidterfelde. 
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anzunehmen, daß, fofern nicht ein formelles Geſetz ausdrücklich vorgeſchrieben 
iſt, zur Regelung der betreffenden Angelegenheit eine königliche Verordnung 
genügt. Was ſpeziell die wichtigſte holländiſche Kolonie, Niederländiſch⸗ 
Oſtindien, anlangt, ſo beruht ihre Organiſation auf einem in der Form des 
Geſetzes erlaſſenen Regierungsreglement vom 2. September 1854, nach 
welchem an der Spitze der Kolonie ein vom König ernannter Generalgouver- 
neur ſteht, der namentlich das Recht hat, über alle Angelegenheiten, die nicht 
durch Geſetz oder Verordnung geregelt ſind, Verordnungen zu erlaſſen, und 
ſogar in dringlichen Fällen, vorbehaltlich nachträglicher Genehmigung, in die 
Zuſtändigkeit der geſetzgebenden Gewalt einzugreifen. 

Anlangend endlich die belgiſche Kongokolonie, ſo hat das 
Geſetz vom 18. Oktober 1908 sur le gouvernement du Congo belge (Moniteur beige 
vom 19. und 20. Oktober 1908 Nr. 293—294 S. 5887 ff.) zwar in Artikel 7 Abi. 1 
den ſelbſtverſtändlichen Satz ausgeſprochen: „La loi intervient souverainement 
en toute matière“, aber in Abſ. 2 hinzugefügt: „Le Roi exerce le pouvoir 
législatif par voie de décrets sauf quant aux objets qui sont réglées par 
la ioi.“ A 

Das Geſetz vom 18. Oktober 1908 hat nun ſelbſt gewiſſe Gegenſtände 
unmittelbar geregelt. So enthält das 2. Kapitel (Art. 2—6) Beſtimmungen 
iiber die Rechte der Belgier, Fremden und Eingeborenen in der Kongokolonie. 

In Art, 9 ift ferner beſtimmt, daß kein Regierungsakt des Königs ohne 
Gegenzeichnung eines Miniſters gültig iſt, der dadurch die Verantwortlichleit 
übernimmt. 

Nach Art. 11 haben die Gold- und Silbermünzen, welche in Belgien Kurs 
haben, unter denſelben Bedingungen auch in der Kolonie Umlaufsfähigkeit. 
Dagegen hat der König auch das Recht, für die Kolonie beſondere Münzen 
prägen zu laſſen, die im Mutterlande keine Umlaufsfähigkeit erhalten. 

Zu den Gegenſtänden, die zwar nicht im Geſetz vom 18. Oktober 1908 
ſelbſt geregelt find, die aber nach demfelben durch formelles Geſetz geregelt 
werden müſſen, gehört nach Art. 12 das Budget, nach Art. 13 die in bezug auf 
die Generalrechnung der Kolonie auszuſprechende Entlaſtung der Regierung 
und nach Art. 14 die Aufnahme von Schulden zu Laſten der Kolonie. 

Ebenſo ſoll nach Art. 15 ein Spezialgeſetz die Regeln für Eiſenbahn- und 
Bergwerkskonzeſſionen und die Zeſſion und Konzeſſion von Staatsgütern 
(biens domainiaux) feſtſetzen. 

Dagegen heißt es in Art. 16: „Le contingent de la force publique est fixé 
annuellement par décret“ und in Art. 17: „La justice civile et la justice militaire 
Sont organisé par décret.“ 

Neben dem Rechte, geſetzvertretende Verordnungen zu erlaſſen, das dem 

König nach Art. 7 zuſteht, hat er natürlich auch das Recht zum Erlaß von 

Ausführungsverordnungen. In dieſer Beziehung ſagt Art. 18: „Le pouvoir 

executii appartient au Roi. Il est exercé par voie de règlements et d'arréts.“ 
16 
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Aus dieſen Beſtimmungen ergibt ſich, daß auch in der belgiſchen Kongo- 
kolonie dem Souverän ein weitgehendes Verordnungsrecht eingeräumt iſt, 
dem gegenüber die Mitwirkung des Parlaments tunlichſt zurücktritt. 

Ein ſolches Zurücktreten des Parlaments in bezug auf die koloniale 
Geſetzgebung iſt eben notwendig, was namentlich die Engländer, trotz der 
großen Macht des Parlaments, ſtets anerkannt haben. 

Rolin weiſt in dieſer Beziehung (Le droit de l'Uganda S. 104) darauf hin, 
daß zweifellos jedenfalls für die britiſchen Untertanen in Uganda, obwohl 
dasſelbe nicht als Kolonie, ſondern nur als Protektoratie) gilt, formelle Geſetze 
erlaſſen werden könnten, daß aber nichts mehr als ein ſolches Vorgehen dem 
Geiſte der engliſchen Kolonialeinrichtungen entſprechen würde. Im gleichen 
Sinne habe auch De Looter (Handleiding tot de Kennis van het staats- en 
administratifrecht van Nederland'sch Indie, 3. Aufl. 1904 S. 165) in bezug auf 
Niederländiſch-Indien gejagt, daß nicht das poſitive Recht, ſondern allein die 
politiſche Klugheit den Geſetzgeber des Mutterlandes hindern kann, die 
koloniale Geſetzgebung in ſeiner Hand zu vereinigen und den lokalen Geſetz— 
geber ohnmächtig zu machen. Die Engländer beſitzen, wie Rolin hervorhebt, 
in hohem Grade dieſe politiſche Weisheit; fie find infolge ihres National- 
charakters und ihrer langen Erfahrung in kolonjalen Dingen praktiſch und 
realiſtiſch. 

Ein Grund, den bezüglich der Schutzgebiete beſtehenden Rechtszuſtand aba 
ändern, wonach dem Kaifer die Ausübung der „Schutzgewalt“ übertragen und 
demſelben namentlich auch das Recht, geſetzbertretende Verordnungen zu 
erlaſſen, eingeräumt iſt, beſteht in keiner Weiſe. 

Da dem Kaiſer die Ausübung der Schutzgewalt durch Reichsgeſetz, alſo 
durch übereinſtimmenden Mehrheitsbeſchluß von Bundesrat und Reichstag 
übertragen wurde, kann dieſe Befugnis in der gleichen Weiſe eingeſchränkt 
und ſogar wieder genommen werden, ohne daß er dagegen Widerſpruch 
erheben könnte. Die geſetzgebenden Faktoren des Reichs haben dadurch, daß 
ſie dem Kaiſer die Ausübung der Schutzgewalt übertragen haben, keineswegs 
darauf verzichtet, Geſetze für die Schutzgebiete zu erlaſſen und dadurch in die 
dem Kaiſer eingeräumte Befugnis einzugreifen, wie dies auch wiederholt 
geſchehen iſt. Da es nun beſtritten iſt, auf welchen Rechtstitel ſich dieſes Recht 
der geſetzgebenden Faktoren des Reiches ſtützt, ſo muß auf dieſe Frage etwas 
näher eingegangen werden. 


12) Der Unterſchied zwiſchen Kolonie und Protektorat liegt nach engliſchem Staatsrechte 
darin, daß eine Kolonie (Dominion) von der britiſchen Staatsgewalt in jeder Hinſicht 
beherrſcht wird, während unter einem Protektorat ein ausländiſches Gebiet verſtanden wird, 
in welchem der engliſchen Krone durch Verträge, Konzeſſionen, Übung oder andere geregliche 
Mitel Gewalt und Herrſchaft zuſteht. Wird dieſer Zuſtand nach dem Foreign Juridiction 
Act v. J. 1890 durch Parlamentsakt anerkannt, ſo hat zwar das Parlament, wie im Text 
hervorgehoben iſt, das Recht, bei geſetzgeberiſchen Akten mitzuwirken, die englische Untertanen 
betreffen, tatſächlich macht es aber von dieſem Rechte keinen Gebrauch, ſondern überläßt 
alles der Krone. 
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Es wird nämlich in dieſer Beziehung geltend gemacht!), daß ein Recht 
der Teilnahme für Bundesrat und Reichstag an der Geſetzgebung für die 
Schutzgebiete nicht aus Art. 4 Nr. 1 RV. hergeleitet werden könne, weil die 
Reichsverfaſſung in den Schutzgebieten niemals Geltung hatte und auch jetzt 
nicht hat. 

In der Reichsverfaſſung habe der Reichsſouverän beſtimmt, wer an ſeiner 
Stelle die Staatsgewalt ausüben ſoll, und als ſolche Organe den Bundesrat 
und Kaiſer bzw. Reichstag bezeichnet. Durch dieſe Regelung der Handhabung 
der Reichsgewalt ſei der Souverän gebunden, ſie ſei, ſo wie geſchehen, aus- 
zuüben. Dieſe Bindung gehe aber nur ſoweit, als die Reichsverfaſſung gilt, 
hatte alſo anfänglich nur innerhalb des durch Art. 1 RV. bezeichneten Gebiets 
Bedeutung. Auf anderweitige Gebiete erſtreckt ſich die Bindung nicht. Ein 
ſolcher Fall ſei zum erſten Male vorgekommen, als durch den Frankfurter 
Frieden vom 10. Mai 1871 franzöſiſche Landesteile an das Reich abgetreten 
wurden. Dieſe waren ſeitdem der Reichsgewalt rechtlich unterworfen, wurden 
aber erſt am 28. Juni 1871 dem Reichsgebiete eingefügt. In der Zwiſchen⸗ 
zeit jeien, da die Reichsverfaſſung in Elſaß⸗Lothringen nicht galt, die Geſetze 
nicht in der in der Reichsverfaſſung vorgeſchriebenen Weiſe, ſondern in der 
Form von Verordnungen des Generalgouverneurs erlaſſen worden. An 
dieſem Beiſpiele zeigten ſich recht deutlich die Folgen der fehlenden Geltung 
der Reichsverfaſſung in einem der Reichsgewalt unterworfenen Gebiete. 
Es fehlen hier für die Ausübung der Reichsgewalt die auf Grund der Reichs⸗ 
verfaſſung beſtehenden Organe, bzw. wenn ſie tätig werden, ſo haben ſie nicht 
die geſetzliche Grundlage, die ſie für ihr Wirken im Reichsgebiete im Sinne 
des Art. 1 RV. beſitzen. Dies gelte natürlich auch für die Schutzgebiete. 
Soweit nicht durch ein beſonderes Kolonialgeſetz etwas anderes beſtimmt ſei, 
hätten die Einrichtungen der Reichsverfaſſung, insbeſondere Kaifer, Bundes— 
rat und Reichstag, keinen formell geſetzlichen Beſtand. 


Wenn trotzdem eine Ausübung der deutſchen Staatsgewalt ſchon vor der 
dem Kaiſer durch das Geſetz vom 17. April 1886 erteilten Ermächtigung vor⸗ 
gekommen ſei und eine wiederholte geſetzgeberiſche Betätigung in bezug auf 
die Schutzgebiete vorliege, fo frage es Fi, durch welche Rechtstitel diefe Tätig- 
keit ſich rechtfertigen laſſe. 


Die Regierungshandlungen des Kaiſers in den von ihm auf Grund des 
Art. 11 RV. erworbenen Gebieten hätten in der Tat vor dem Geſetz vom 
17. April 1886 des formellen Rechtstitels überhaupt entbehrt, es habe eine 
lediglich tatſächliche Vertretung des Reichsſouverän vorgelegen, während jetzt 
der Kaiſer durch $ 1 des Geſetzes vom 17. April 1886 zu dieſer Vertretung 
rechtlich legitimiert iſt. 


13) Edler von Hoffmann, Kolonialregterung und Kolonialgeſetzgebung in der 
Beltihrüt für Kolonialpolitik uſw. Bd. VII (1905) S. 362. — Saſſen, Das Geſetz⸗ 
gebungs⸗ und Verordnungsrecht in den deutſchen Kolonien (1909) S. 26ff. 
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Dagegen fehle eine geſetzliche Regelung der Mitwirkung von Bundesrat 
und Reichstag bei der Kolonialgeſetzgebung, wie ſolche z. B. bei dem Geſetz 
vom 30. März 1892 vorliege, da die Reichsverfaſſung in den Schutzgebieten 
nicht in Geltung ſtehe. Es habe ſich jedoch für den Satz: „Die Kolonialgeſetz⸗ 
gebung wird ausgeübt durch Bundesrat und Reichstag“, ein Gewohn— 
heitsrecht gebildet. Da aber das Mitwirkungsrecht von Bundesrat und 
Reichstag nur auf Gewohnheitsrecht beruhe, nicht aber durch formelles Geſetz 
geſchützt ſei, ſo könne dasſelbe durch den Kaiſer, der in Beziehung auf die 
Schutzgebiete das volle, nur durch formelle Geſetze eingeſchränkte Geſetz⸗ 
gebungsrecht beſitze, im Wege der Verordnung wieder beſeitigt werden, ſtehe 
daher auf ſchwachen Füßen. 

Ob Hoffmann und Saſſen den Nachweis für das von ihnen behauptete 
Gewohnheitsrecht erbracht haben, kann dahin geſtellt bleiben, da der Aus⸗ 
gangspunkt ihrer Ausführungen, daß aus der Nichtgeltung der Reichsver⸗ 
faſſung in den Schutzgebieten folge, daß Bundesrat und Reichstag kein Recht 
zur Miwirkung bei der Kolonialgeſetzgebung beſitzen, durchaus verfehlt iſt. 

Die Reichsverfaſſung beſtimmt, abgeſehen von ihrem ſonſtigen In— 
halte, namentlich welche Organe namens der juriſtiſchen Perſönlichkeit des 
Reichs Willenserklärungen abzugeben befugt ſind. (Bundesrat, Reichstag, 
Kaiſer) und daß insbeſondere Reichsgeſetze von Bundesrat und Reichstag 
erlaſſen werden. 

Selbſtverſtändlicherweiſe haben die Willenserklärungen der Organe des 
Reichs in erſter Linie Wirkung und Bedeutung für das Reichsgebiet, in 
welchem die Reichsverfaſſung in Kraft ſteht. Ihre Wirkung und Bedeutung 
geht aber vielfach darüber hinaus. Ganz abgeſehen davon, daß die Willens- 
erklärungen des Kaiſers, die derſelbe auf Grund des Art. 11 RV. (völferrecht- 
liche Vertretung des Reichs) abgibt, nicht bloß für das Reichsgebiet, jondern 
auch für das Ausland wirkſam fein jolen, jo gilt dies auch von den Reichs- 
geſetzen, von denen viele ihre Wirkung über das Reichsgebiet erſtrecken. Es 
braucht in dieſer Beziehung nur auf das Konſulargerichtsbarkeitsgeſetz Din- 
gewieſen zu werden, deſſen Bedeutung darin liegt, daß durch dasſelbe die 
Gerichtsbarkeit über die in den Konſulargerichtsbezirken, alſo in ausländiſchen 
Gebieten ſich aufhaltenden Reichsangehörigen geregelt iſt. Ebenſo ſind die 
Strafgeſetze und die Geſetze über die Wehrpflicht auch für die Angehörigen im 
Auslande verbindlich. 

Dem ſteht nicht entgegen, daß es in Art. 2 RV. heißt: „Inn erhalb 
dieſes Bundesgebiets übt das Reich das Recht der Geſetzgebung nach 
Maßgabe des Inhalts dieſer Verfaſſung ... aus,“ denn dieſe Beſtimmung 
hat nur die Bedeutung, daß die Reichsgeſetzgebung territorialen Charakter 
hat, und daß für die Reichsgeſetze das ganze Bundesgebiet grundſätzlich eine 
Cinheit bildet. 

Die Reichsgeſetzgebung ift eben die ſolenne Form, in der die Willens- 
erklärung des Reiches erfolgt, gleichgültig, ob dieſe Willenserklärung bloß 
innerhalb des Bundesgebiets oder auch außerhalb desſelben wirkſam ſein ſoll. 
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Daraus folgt auch, daß durch Reichsgeſetz ein vom Kaiſer auf Grund des 
Art. 11 RV. erworbenes ausländiſches Gebiet, obwohl in demſelben felbit- 
verſtändlich die Reichsverfaſſung nicht gilt, mit dem Bundesgebiete vereinigt 
und deſſen rechtliche Stellung zum Reiche und ſeiner Verfaſſung geregelt 
werden kann. Wäre dies nicht der Fall, ſo wäre nicht einzuſehen, wie die 
geſetzgebenden Faktoren das Recht gehabt haben ſollten, das Geſetz vom 
9. Juni 1871 über die Wiedervereinigung von Elſaß-Lothringen mit dem 
Reiche zu erlaſſen. Das gleiche gilt für die Schutzgebiete. 

Die geſetzgebenden Faktoren können die Verhältniſſe aller Gebiete und 
aller Perſonen regeln, die der Reichsgewalt unterworfen ſind, gleichgültig, ob 
die betreffenden Gebiete zum Bundesgebiete gehören oder nicht, und ob in 
denſelben die Reichsverfaſſung in Kraft ſteht oder nicht. Zur Begründung 
des Rechts des Bundesrats und Reichstags zum Erlaſſe von Kolonialgeſetzen 
braucht man ſich daher nicht auf ein angebliches Gewohnheitsrecht zu berufen. 
Dieſes Recht verſteht ſich nach der verfaſſungsmäßigen Stellung der geſetz⸗ 
gebenden Faktoren des Reichs von ſelbſt. Wie dieſelben befugt waren, das 
Schutzgebietsgeſetz zu erlaſſen, können ſie auch andere Geſetze für die 
Schutzgebiete erlaſſen. 

Reichsgeſetze kommen nach Art. 5 RV. durch übereinſtimmende Mehrheits⸗ 
Beſchlüſſe des Bundesrats und Reichstags zu Stande. Die Sanktion 
des Kaiſers ift nicht erforderlich. Dies gilt auch von den fomellen Kolonial- 
geſetzen, bei denen ebenfalls die Übereinſtimmung von Bundesrat und Reichs⸗ 
tag ausreicht. 

Demgegenüber wird nun behauptet“), daß dem Kaifer in bezug auf die 
formellen Kolonialgeſetze ſowohl das Recht der Initiative wie der Sanktion 
zuſtehe. Zur Begründung dieſer Behauptung wird angeführt, daß nach 
S 1 SchcgG. für die Ausübung der Kolonialſtaatsgewalt, alo auch der 
Kolonialgeſetzgebung, der Kaiſer der einzig ber echtigte Vertreter 
des Souveräns geworden ſei. 

Daraus folge zunächſt, daß der Kaiſer auch das Recht der Geſetzesinitia⸗ 
fibe für Kolonialgeſetze habe. Denn es ſei ein unbezweifelter Satz, daß der 
Souverän bezw. ſein geſetzlicher Vertreter das Recht der Initiative hat. 

Ebenſo habe der Kaiſer als der einzige geſetzmäßige und alle anderen 
ausſchließenden Vertreter des Souveräns die Sanktion der formellen 
Kolonialgeſetze. 

Dieſe Auffaſſung iſt verfehlt. Es iſt eine durch nichts begründete 
petitio principii, daß der Kaifer nach 8 1 SHE. der einzige geſetzmäßige Ver⸗ 
treter des Reichsſouveräns iſt, und daß namentlich der Bundesrat auf ſein 
Sanktionsrecht in bezug auf formelle Kolonialgeſetze verzichtet habe. Durch 
S 1 DOG. wurde dem Kaiſer lediglich die Ausübung der Schutzgewalt iber- 


14) Edler v. Hoffmann a. a. O. S. 370 ff. Saſſen S. 38. 
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tragen, ohne daß ihm das Recht der Initiative und der Sanktion in bezug auf 
formelle Kolonialgeſetze eingeräumt worden wäre. 


Wie in Elſaß⸗Lothringen in bezug auf Landesgeſetze, die in der Form von 
Reichsgeſetzen ergehen, dem Kaiſer kein Recht der Initiative und der Sanktion 
zuſteht, ebenſowenig ſteht ihm ein ſolches Recht in bezug auf formelle Kolonial⸗ 
geſetze zu!“). 

Für elſaß⸗lothringiſche Landesgeſetze hat erft das Geſetz vom 2. Mai 1877 
betr. die Landesgeſetzgebung von Elſaß⸗Lothringen dem Kaiſer das Recht der 
Sanktion und Initiative übertragen, indem es daſelbſt in § 1 heißt: „Landes 
geſetze werden mit Zuſtimmung des Bundesrats vom Kaiſer erlaſſen, wenn 
der Landesausſchuß denſelben zugeſtimmt hat.“ 


Daneben iſt aber in $ 2 die Erlaſſung von Landesgeſetzen im Wege der 
Reichsgeſetzgebung, alſo durch übereinſtimmende Beſchlüſſe des Bundesrats 
und Reichstags, ohne Sanktion des Kaiſers ausdrücklich vorbehalten. Für 
die Schutzgebiete fehlt eine Vorſchrift, welche in ähnlicher Weiſe den Erlaß 
formeller Kolonialgeſetze, alſo das Sanktionsrecht in bezug auf dieſelben, ein⸗ 
geräumt hätte. Es iſt auch falſch, den Kaiſer als den einzig berechtigten Ver⸗ 
treter des Reichsſouveräns in bezug auf die Schutzgebiete zu bezeichnen. Er 
iſt dies nur, ſoweit ſich dies aus dem Schutzgebietsgeſetz ergibt, welches ja in 
bezug auf die Zivil- und Strafjuſtiz die Reichsgeſetzgebung ausdrücklich vor⸗ 
behalten hat. 


Formelle Kolonialgeſetze werden daher, wie andere Reichsgeſetze, ohne 
Sanktion des Kaiſers nach Art. 5 R. allein von Bundesrat und Reichs⸗ 
tag erlaſſen. 


Soll der Kaiſer das Recht der Sanktion in bezug auf formelle Kolontal⸗ 
geſetze haben, ſo müßte ihm ein ſolches Recht erſt durch Reichsgeſetz eingeräumt 
werden. Ein Anlaß hierzu beſteht aber nicht, da in den Schutzgebieten die 
Vorausſetzung, welche die Einräumung des Sanktionsrechts an den Kaiſer in 
bezug auf elſaß⸗lothringiſche Landesgeſetze — Vorhandenſein einer den Reichs⸗ 
tag vertretenden Landesvertretung — nicht gegeben iſt. 


Wenn hiernach kein Zweifel daran beſtehen kaun, daß die geſetzgebenden 
Faktoren des Reichs, Bundesrat und Reichstag, befugt find, trotz des § 1 
Schch . formelle Kolonialgeſetze zu geben und namentlich auch ohne Mit⸗ 
wirkung des Kaiſers das Schutzgebietsgeſetz jelbit zu ändern, ohne daß dies 
erſt noch beſonders durch formelles Reichsgeſetz ausgeſprochen werden muß, 
ſo werden doch in der Regel Geſetze für die Schutzgebiete vom Kaiſer in der 
Form der Verordnungen erlaſſen, ſoweit nicht der Kaiſer in bezug auf dieſes 
Recht teils durch das ESHGH. ſelbſt, teils durch andere Reichsgeſetze be- 
ſchränkt iſt. 


15) Vgl. Léband, Das Staatsrecht des Deutſchen Reiches. 4. Aufl. Bd. II S. 250. 
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Die als formelle Reichsgeſetze ergehenden Kolonialgeſetze werden vom 
statſer, wie andere Reichsgeſetze, unter Gegenzeichnung des Reichskanzlers aus⸗ 
gefertigt und publiziert. 

Ebenſo bedürfen aber auch die geſetzvertretenden Verordnungen des 
Kaiſers und alle ſeine ſonſtigen Regierungsakte in bezug auf die Schutzgebiete 
der Gegenzeichnung des Reichskanzlers, ohne daß dies im Schutzgebietsgeſetz 
ausdrücklich beſtimmt iſt, da die Ausübung der Schutzgewalt dem „Kaiſer“ 
übertragen tft, der Kaiſer aber nur unter den Beſchränkungen mit ſtaats⸗ 
rechtlicher Wirkſamkeit handeln kann, die die Reichsverfaſſung enthält. Die 
Notwendigkeit der Gegenzeichnung der Regierungsakte, die der Kaiſer auf 
Grund des § 1 Sch G. vornimmt, auf ein Gewohnheitsrecht ſtützen zu wollen, 
iſt daher ebenſo überflüſſig wie verfehlt. Deshalb beſteht auch kein Anlaß, 
eine bezügliche Beſtimmung in das Schutzgebietsgeſetz aufzunehmen, zumal ja 
dadurch, daß in § 15 SAGE. dem Reichskanzler ein weitgehendes Verord— 
nungsrecht beigelegt wurde, zum Ausdruck gebracht iſt, daß derſelbe an der 
Spitze der Kolonialverwaltung ſteht. 

Die wichtigſte Beſchränkung des kaiſerl. Verordnungsrechts beſteht auf 
dem Gebiete der Rechtspflege und Juſtizverwaltung, da durch die §§ 2 und 
3 Sch. beſtimmt ift, daß in dieſen Beziehungen das KGG. ie) vom 7. April 
1900 und die in demſelben bezeichneten Reichsgeſetze und preußiſchen Geſetze 
zur Anwendung zu kommen haben. Auf dem Gebiete der Zivil- und Straf- 
rechtspflege hat alſo das kaiſerliche Verordnungsrecht nur in ſofern Spiel⸗ 
raum, als das SchGG. ſelbſt, dann das KGG. und ſchließlich die darin in 
bezug genommenen, in den Schutzgebieten in Kraft geſetzten Geſetze Ver⸗ 
ordnungen zulaſſen. Auch bezüglich des Perſonenſtandes iſt das kaiſerliche 
Verordnungsrecht beſchränkt, da nach $ 7 SHGG. auf die Eheſchließung und 
die Beurkundung des Perſonenſtandes in den Schutzgebieten die 88 2 bis 9, 
14, 12 und 14 des Geſetzes vom 4./5. 70 über die Eheſchließung und die Beur- 
kundung des Perſonenſtandes von Reichsangehörigen im Auslande ent⸗ 
ſprechende Anwendung finden. 

Die Gerichtsverfaſſung in den Schutzgebieten ift durch das Sch G. und das 
RGG., bzw. das Gerichtsverfaſſungsgeſetz in ihren Grundzügen geregelt; 
ebenſo iſt für die Einrichtung der Standesämter und ihre Befugniſſe das 
Geſetz vom 4. Mai 1870 im Zuſammenhang mit $ 7 SchGG. maßgebend. 

Im übrigen hat der Kaiſer auf Grund des § 1 SHGG. das Recht, ſowohl 
die Organiſation der Behörden in den Schutzgebieten zu regeln, wie auch 
die Behörden zu beſtimmen, denen die oberſte Leitung der Kolonialverwaltung 
anvertraut iſt. 

Dieſes Recht des Kaiſers dadurch beſchränken zu wollen, daß die Grund: 
züge der Behördenorganiſation geſetzlich feſtgelegt werden, iſt um ſo weniger 
veranlaßt, als die ſog. Organiſationsgewalt ein Beſtandteil der vollziehenden 


16) KGG. — Konſulargerichtsbarkeitsgeſetz v. 7. April 1900. 
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Gewalt und nicht der geſetzgebenden tit, und Bundesrat und Reichstag ohnehin 
bei Feſtſtellung des Haushaltsetats für die Schutzgebiete eine mittelbare Ein⸗ 
wirkung auf die Behördenorganiſation ausüben können. 

Wie der Kaiſer die Behördenorganiſation durch Verordnung be⸗ 
ſtimmen kann, ſo kann er an und für ſich auch die rechtliche 
Stellung der Kolonialbeamten ohne Mitwirkung von Bundesrat und Reichs⸗ 
tag regeln. Der Kaiſer hat auch von dieſer Befugnis durch die Verordnung 
vom 9. Auguſt 1898, betr. die Rechtsverhältniſſe der Landesbeamten in den 
Schutzgebieten, Gebrauch gemacht, durch welche das Reichsbeamtengeſetz vom 
31. März 1873 nebſt den dasſelbe abändernden bzw. ergänzenden Geſetzen auf 
die Beamten in den Schutzgebieten für anwendbar erklärt wurde. 

Durch das Kolonialbeamtengeſetz vom 8. Juni 1910 wurde jedoch die 
Materie reichsgeſetzlich geregelt, ſo daß in dieſer Beziehung nunmehr das 
kaiſerliche Verordnungsrecht beſeitigt bzw. beſchränkt iſt, nachdem bereits 
durch das Geſetz vom 31./5. 87 wenigſtens eine teilweiſe Beſchränkung cin- 
getreten war. 

Was die einzelnen Verwaltungszweige, abgeſehen von der bereits 
erwähnten Juſtizverwaltung, anlangt, jo ift auf dem Gebiete der aus- 
wärtigen Verwaltung eine Mitwirkung der geſetzgebenden Faktoren 
des Reichs (Bundesrat und Reichstag) in keiner Weiſe gegeben. Da die 
Reichsverfaſſung in den Schutzgebieten nicht gilt, und die Schutzgebiete nicht 
zum Reichsgebiet im Sinne des Art. 1 RV. gehören, jo ift der Kaiſer, nament- 
lich bei Aufgabe eines Schutzgebietes, Veränderungen in den Grenzen der 
Schutzgebiete njw., an die Zuſtimmung des Bundesrats und Reichstags nicht 
gebunden. Ebenſowenig bedarf der Kaiſer bei Kriegserklärungen, wenn die— 
ſelben lediglich die Schutzgebiete betreffen ſollten, nicht der Zuſtimmung des 
Bundesrats (Art. 11, Abſ. 2), wie auch unter den gleichen Vorausſetzungen 
internationale, die Schutzgebiete betreffende Verträge allein vom Kaiſer 
abgeſchloſſen werden können (Art. 11, Abſ. 3 RV.) 

Auf dem Gebiete der Finanzverwaltung kann der Kaiſer durch 
Verordnung Steuern, Zölle, Gebühren und ſonſtige öffentliche Abgaben ein— 
führen. Dagegen muß nach dem Geſetz vom 30. März 1892 über die Gin- 
nahmen und Ausgaben der Schutzgebiete, § 1, das Budget für die Schub- 
gebiete alljährlich durch Reichsgeſetz feſtgeſtellt werden, wie auch nach § 4 die 
Aufnahme einer Anleihe zur Beſtreitung außerordentlicher Bedürfniſſe eines 
Schutzgebietes im Wege der Geſetzgebung zu erfolgen hat. Ebenſo hat die 
Entlaſtung über die Verwendung der Einnahmen der Schutzgebiete nach 88 2 
und 3 durch Bundesrat und Reichstag zu erfolgen. 

Auf dem Gebiete der inneren Verwaltung iſt das Verordnungs⸗ 
recht des Kaiſers grundſätzlich ebenfalls ein unbeſchränktes. Eine Schranke 
liegt aber in $ 14 SchGG., wonach den Angehörigen der im Deutſchen Reiche 
anerkannten Religionsgeſellſchaften in den Schutzgebieten Gewiſſensfreiheit 
und religiöſe Duldung gewährleiſtet ſind und die freie und öffentliche Aus⸗ 
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übung dieſer Kulte, das Recht der Erbauung gottesdienſtlicher Gebäude und 
die Einrichtung von Miſſionen der bezeichneten Religionsgeſellſchaften 
keinerlei geſetzlicher Beſchränkung und Hinderung unterliegen. Eine andere 
Schranke für das kaiſerliche Verordnungsrecht kann darin erblickt werden, daß 
nach $ 9 Sch. Ausländern, welche in den Schutzgebieten ſich niederlaſſen, 
ſowie Eingeborenen durch Naturaliſation vom Reichskanzler oder von dem 
durch den Reichskanzler hierzu ermächtigten Beamten erteilt werden kann, 
und daß auf die Naturaliſation und das durch dieſelbe begründete Ber- 
hältnis die Beſtimmungen des Geſetzes über Erwerb und Verluſt der Reihs- 
und Staatsangehörigkeit vom 1. Juni 1870, ſowie Art. 3 RV. und § 4 des 
Wahlgeſetzes für den Deutſchen Reichstag entſprechende Anwendung finden. 
An und für ſich nämlich muß der Kaifer auf Grund des § 1 Sch. als be- 
fügt gelten, über die Anwendbarkeit des Geſetzes vom 1.6. 70 nach freiem 
Ermeſſen zu beſtimmen und auch feſtzuſtellen, welche rechtliche Stellung den 
auf Grnud des Geſetzes vom 1./6. 70 naturaliſierten Perſonen einzu⸗ 
räumen ſei. Wenn nun in § 9 EHOG. in defer Beziehung geſetzliche 
Vorſchriften gegeben ſind, ſo liegt darin zweifellos eine Beſchränkung des 
kaiſerlichen Verordnungsrechts. Was endlich § 10 SHGG. anlangt, wonach 
durch kaiſerliche Verordnung Eingeborenen der Schutzgebiete in Beziehung auf 
das Recht zur Führung der Reichsflagge den Reichsangehörigen gleichgeſtellt 
werden können, daß aber dieſe Gleichſtellung nicht die Wirkung hat, daß das 
betreffende Schiff als deutſches Seefahrzeug im Sinne des § 1 Abſ. 1 Nr. 1 
und § 3 Abf. 1 des Seeunfallverſicherungsgeſetzes vom 30. Juni 1900 gilt, — 
jo kann dieje Vorſchrift nicht als eine Beſchränkung, ſondern als eine 
Erweiterung des kaiſerlichen Verordnungsrechts betrachtet werden. Gegen⸗ 
über den Vorſchriften des Geſetzes vom 22. Juni 1899 betr. das Flaggenrecht 
der Kauffahrteiſchiffe wäre es nämlich mindeſtens zweifelhaft geweſen, ob der 
Kaiſer die Eingeborenen ohne die in § 10 a. a. O. liegende Ermächtigung den 
Reichsangehörigen hätte gleichſtellen können. 

Hinſichtlich der Heeres verwaltung liegt eine Beſchränkung des 
kaiſerlichen Verordnungsrechts in dem Geſetz vom 18. Juli 1896 betr. die 
Kaiſerlichen Schutztrupepn in den afrikaniſchen Schutzgebieten und die Wehr⸗ 
pflicht daſelbſt. Dieſes Geſetz beſtimmt in $ 1, daß zur Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung, insbeſondere zur Bekämpfung des 
Sklavenhandels, in den genannten Schutzgebieten Schutztruppen verwendet 
werden, deren oberſter Kriegsherr der Kaifer ift. In $ 2—4 find Bildung und 
Ergänzung der Schutztrupen, jowie die Rechtsverhältniſſe der denſelben zuge- 
eilten Militärperſonen und in 8S 5-17 die Verſorgungsanſprüche dieſer 
Perſonen geregelt"), während die Beſtimmungen über die Erfüllung der 
Wehrpflicht in den Schutzgebieten im allgemeinen dem kaiſerlichen Verord— 
nungsrecht anheimgegeben ſind. 


Di), An die Stelle dieſer Beſtimmungen find jetzt die einſchlägigen Vorſchriſten der 
ar⸗Penſionsgeſetze vom 31. Mat 1906 und 17. Mat 1907 getreten. 
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Der im Vorſtehenden gegebene kurze Überblick läßt erſehen, daß trotz des 
§ 1 Sch. die geſetzgebenden Faktoren keineswegs darauf verzichtei 
haben, geſetzgeberiſche Anordnungen in der Form von Reichsgeſetzen für die 
Schutzgebiete zu geben und dadurch den Kaiſer in ſeinem Rechte zu beſchränken. 
Am weiteſten geht dieſe Beſchränkung auf dem Gebiete der Rechtspflege und 
Juſtizverwaltung, während auf den Gebieten der inneren Verwaltung und 
der Finanzverwaltung dem kaiſerlichen Verordnungsrecht der größte Spiel⸗ 
raum gelaſſen iſt. 

Es wird nun zu unterſuchen ſein, ob und in welchen: Umfange etwa das 
kaiſerliche Verordnungsrecht auszudehnen oder einzuſchränken iſt, und welche 
Anderungen überhaupt an dem gegenwärtig geltenden Kolonialrechte vorzu⸗ 
nehmen ſind. 

III. 

In 8 2 des Geſetzes vom 17. April 1886 war vorgeſchrieben, daß ſich das 
bürgerliche Recht, das Strafrecht und das gerichtliche Verfahren einſchließlich 
der Gerichtsverfaſſung für die Schutzgebiete, nach den Vorſchriften des Geſotzes 
über die Konſulargerichtsbarkeit vom 10. Juli 1879 beſtimmen, nur die Feſt⸗ 
ſetzung des Zeitpunktes des Inkrafttretens des Geſetzes vom 10. Juli 1879 in 
den Schutzgebieten wurde kaiſerlicher Verordnung anheimgegeben. 

Das Geſetz vom 10. Juli 1879 regelte ſelbſtändig im weſentlichen nur 
die Verfaſſung der Konſulargerichte, im übrigen erklärte es, was das bürger⸗ 
liche Recht, das Strafrecht und das gerichtliche Verfahren anlangt, einfach die 
einſchlägigen Vorſchriften der Reichsgeſetze und preußiſchen Geſetze in den 
Konſulargerichtsezirken für anwendbar. 

Da die Zivilprozeßordnung, die Konkursordnung und die Strafprozeß— 
ordnung nicht in allen ihren Beſtimmungen in den Konſulargerichtsbezirken 
anwendbar erſchienen, ſo hatte das Geſetz vom 10. Juli 1879 verſchiedene 
Modifikationen dieſer Geſetze für die Konſulargerichtsezirke vorgenommen. 
Auch mit dieſen Maßgaben waren das Geſetz vom 10. Juli 1879 und die von 
demſelben in Bezug genommenen Reichsgeſetze und preußiſchen Geſetze für die 
Schutzgebiete noch nicht brauchbar. 

Das Geſetz vom 17. April 1886 ließ daher in § 3 zu, daß verſchiedene 
Anderungen dieſer Geſetze durch kaiſerliche Verordnung getroffen werden, 
namentlich war nach Ziffer 1 des § 3 der Kaiſer ermächtigt, in den Suh- 
gebieten auch andere als die im 8 1 Abf. 2 des Geſetzes vom 10. Juli 1879 be- 
zeichneten Perſonen (Reichsangehörige und Schutzgenoſſen) der Gerichtsbar— 
keit zu unterwerfen. 

Durch die Novelle vom 7. Juli 1887, bzw. die Novelle vom 18. März 
1888, wurde dann der Kaiſer noch weiter ermächtigt, die Rechtsverhältniſſe an 
unbeweglichen Sachen in einer von den Vorſchriften des preußiſchen Rechts 
abweichenden Weiſe zu regeln“). 

18) Die Novelle v. 2. Juli 1899 betrifft lediglich die auf die Kolonialgeſellſchaften be⸗ 


+ 


züglihen Vorſchriften der GHhGG., kommt daher nicht in Belracht. 


— 251 — 


In $ 4 des Geſetzes vom iT. April 1886 war, wie ſchon erwähnt, ferner 
beſtimmt, daß das RG. vom 4. Mai 1870 betr. die Eheſchließung und die Beur⸗ 
kundung des Perſonenſtandes von Reichsangehörigen im Auslande in den 
Schutzgebieten mit der Maßgabe Anwendung finden ſoll, daß dasſelbe durch 
kaiſerliche Verordnung auch auf andere Perſonen als Reichsangehörige aus⸗ 
gedehnt werden kann und an Stelle des Bundeskonſuls der vom Reichskanzler 
ermächtigte Beamte tritt. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Geſetzes 
wurde ebenfalls kaiſerlicher Verordnung überlaſſen. 


Auf Grund der in den 88 2 und 4 des Geſetzes vom 17. April 1886 
erteilten Ermächtigung wurde das Geſetz vom 10. Juli 1879 mit ſeinen Neben⸗ 
geſetzen und das Geſetz vom 4. Mai 1870 mit den durch SS 8 und 4 des Geſetzes 
vom 17. April 1886 und der Novelle vom 17. Juli 1887 bzw. 25. März 1888 
für zuläſſig erklärten Modifikationen in den einzelnen Schutzgebieten durch 
eine ganze Anzahl kaiſerl. Verordnungen in Kraft geſetzt. Daber wurde aus- 
drücklich beſtimmt, daß der deutſchen Gerichtsbarkeit alle Perſonen unter⸗ 
liegen, die ſich in den Schutzgebieten aufhalten, oder bezüglich deren, hiervon 
abgeſehen, ein Gerichtsſtand nach den zur Geltung kommenden Geſetzen 
begründet iſt, die Eingeborenen jedoch nur ſoweit ſie dieſer Gerichtsbarkeit 
beſonders unterſtellt werden. 

Am 1. Januar 1900 trat in dem bisherigen Rechtszuſtande Deutſchlands 
inſofern eine gewaltige Umwälzung ein, als an dieſem Tage das bürgerliche 
Geſetzbuch mit ſeinen Nebengeſetzen, die Grundbuchordnung vom 24. März 
1897, das Geſetz vom gleichen Tage über die Zwangsvollſtreckung uſw. und 
das Geſetz vom 17. Mai 1898 über die freiwillige Gerichtsbarkeit Geltung 
erlangten. Gleichzeitig traten das neue Handelsgeſetzbuch vom 10. Mai 1897, 
die Zivilprozeßordnung und die Konkursordnung, ſowie das Gerichtsver⸗ 
faſſungsgeſetz in der Faſſung der Novellen vom 17. Mai 1898 in Kraft. 


Dieſe umfaſſende Kodifikation veranlaßte am 7. April 1900 den Erlaß 
eines neuen Konſulargerichtsbarkeitsgeſetzes, durch welches zunächſt die 
erwähnten Geſetze den Verhältniſſen der Konſulargerichtsbezirke angepaßt, 
gleichzeitig aber die Anderungen und Ergänzungen des Geſetzes vom 10./7. 79 
vorgenommen wurden, die ſich als wünſchenswert erwieſen hatten. 


Der Erlaß eines neuen Konſulargerichtsbarkeitsgeſetzes machte bei der 
engen Verbindung zwiſchen Kolonialrecht und Konſularrecht eine Novelle zum 
Schutzgebietsgeſetz notwendig, die am 25. Juli 1900 erging. Nach $ 2 des 
Schutzgebietsgeſetzes in der Faſſung dieſer Novelle finden auf die Gerichtsver⸗ 
faſſung in den Schutzgebieten die Vorſchriften der 88 5, 7 bis 15, 17, 18 des 
Geſetzes vom 7. April 1900 mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß 
an die Stelle des Konſuls der vom Reichskanzler zur Ausübung der Gerichts⸗ 
barkeit ermächtigte Beamte, und an Stelle des Konſulargerichts, das in 
Gemäßheit der Vorſchriften über das letztere zuſammengeſetzte Gericht des 
Schutzgebiets teilt. 


= DE 


Dieſer Beſtimmung entſprechend hat in den Schutzgebieten der ganze die 
Gerichtsverfaſſung regelnde Abſchnitt des Geſetzes vom 7. April 1900 zu 
gelten, mit Ausnahme des $ 4, der die Beſtimmung der Konſulargerichts⸗ 
bezirke dem Reichskanzler überträgt, des § 6, der von der Ermächtigung des 
Konſuls zur Ausübung der Gerichtsbarkeit durch den Reichskanzler handelt 
und des $ 16, der die Beſtimmung der Perſonen, welche die Verrichtungen der 
Gerichtsſchreiber, Gerichtsvollzieher und Gerichtsdiener auszuüben haben, dem 
Konſul überträgt. 

In $ 3 des Geſetzes vom 25. Juli 1900 ift ferner geſagt, daß in den 
Schutzgebieten die im § 19 des Geſetzes vom 7. April 1900 bezeichneten Bor- 
ſchriften der Reichsgeſetze und preußiſchen Geſetze gelten, und daß die Vor— 
ſchriften der $$ 20 bis 22, des § 23 Abi. 1 bis 3 und 5, der SS 26, 29 bis 31, 
33 bis 35, 87 bis 45, 47, 48, 52 bis 75 des Geſetzes vom 7. April 1900 
entſprechende Anwendung finden. 

Der gegenwärtige Rechtszuſtand iſt demnach folgender. 

Der zum dritten Abſchnitt (Allgemeine Vorſchriften iiber das angu- 
wendende Recht §8 19—30) des Geſetzes vom 7. April 1900 gehörige § 19 
beſtimmt, daß in den Konſulargerichtsbezirken grundſätzlich zu gelten 
haben: 1. die dem bürgerlichen Recht angehörenden Vorſchriften der Reichs⸗ 
geſetze und der daneben innerhalb Preußens im bisherigen Geltungsbereiche 
des preußiſchen allgemeinen Landrechts in Kraft ſtehenden allgemeinen Geſetze 
ſowie die Vorſchriften der bezeichneten Geſetze über das Verfahren und die 
Koſten in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten und Konkursſachen und in den 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit; 2. die dem Strafrecht ange— 
hörenden Vorſchriften der Reichsgeſetze, ſowie die Vorſchriften dieſer Geſetze 
über das Verfahren und die Koſten in Strafſachen. 

Von den übrigen zum 3. Abſchnitt gehörigen Paragraphen find hervor- 
zuheben $ 20, nach welche die in $ 19 erwähnten Vorſchriften keine Mu- 
wendung finden, ſoweit fie Einrichtungen und Verhältniſſe voraus- 
ſetzen, an denen es für die Konſulargerichtsbezirke fehlt und daß 
durch kaiſerliche Verordnung die hiernach außer Anwendung bleiben⸗ 
den Vorſchriften, ſoweit ſie zu den im § 19 Nr. 1 erwähnten 
gehören, näher bezeichnet, auch andere Vorſchriften an deren Stelle 
getroffen werden können, ferner § 21, nach welchem durch kaiſerliche Verord— 
nung die Rechte an Grundſtücken, das Bergwerkseigentum, ſowie die ſonſtigen 
Berechtigungen, für welche die ſich auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften 
gelten, abweichend von den nach § 19 maßgebenden Vorſchriften geregelt 
werden können, endlich § 22, welcher zuläßt, daß durch kaiſerliche Verordnung 
beſtimmt werden kann, inwieweit die Vorſchriften der Geſetze über den Schutz 
von Werken der Literatur und Kunſt, von Photagraphien, von Erfindungen, 
von Muſtern und Modellen, von Gebrauchsmuſtern und von Warenbezeich- 
nungen, in den Konſulargerichtsbezirken Anwendung finden oder außer An— 
wendung bleiben. 
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Schließlich ift noch $ 30 hervorzuheben, welcher beſtimmt, von welchem 
Zeitpunkte ab neue Geſetze in den Konſulargerichtsbezirken Geltung erlangen. 

Von dem vierten Abſchnitt (Beſondere Vorſchriften über das bürgerliche 
Recht §§ 31—40) find alle Paragraphen in den Schutzgebieten für anwendbar 
erklärt, mit Ausnahme des $ 32, der ausſpricht, daß die Vorſchriften des 
Schutzgebietsgeſetzes über die Kolonialgeſellſchaften auch für die Konſular— 
gerichtsezirke entſprechende Anwendung finden, und 8 36, der von der Geltung 
des Geſetzes vom 4. Mai 1870 handelt, da in dieſer Beziehung in § 7 des 
Geſetzes vom 25. Juli 1900 Vorſorge getroffen iſt. 


Ebenſo hat der fünfte Abſchnitt (Beſondere Vorſchriften über das Ver- 
fahren in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, in Konkursſachen und in den Ange⸗ 
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit SS 41—48) in den Schutzgebieten 
in allen ſeinen Vorſchriften zu gelten, mit Ausnahme des § 46, der von der 
Zwangsvollſtreckung handelt. 


Dagegen findet der ſechſte Abſchnitt (Beſondere Vorſchriften über das 
Strafrecht SS 49—51) in den Schutzgebieten keine Anwendung. In § 49 ift 
nämlich beſtimmt, daß in den Konſulargerichtsbezirken die von der dortigen 
Staatsgewalt erlaſſenen Strafgeſetze inſoweit Anwendung finden, als dies 
durch Herkommen oder durch Staatsverträge beſtimmt ift, nach § 50 
kann ferner durch kaiſerliche Verordnung angeordnet werden, inwieweit in 
den Konſulargerichtsbezirken die ſtrafrechtlichen Vorſchriften der allgemeinen 
Geſetze Anwendung finden, die innerhalb Preußens im bisherigen Geltungs— 
bereich des allgemeinen Landrechts in Kraft ſtehen. Endlich ift in $ 51 dem 
Konſul ein Polizeiverordnungsrecht eingeräumt. 

Ein Anlaß, dieſe durch die beſonderen Verhältniſſe der Konſulargerichts⸗ 
bezirke bedingten Vorſchriften auch in den Schutzgebieten für anwendbar zu 
erklären, beſtand in keiner Weiſe, zumal in § 6 8. 1 SHGG. vom 25. Juli 
1900 beſtimmt iſt, daß durch kaiſerliche Verordnung in Vorſchriften über 
Materien, die nicht Gegenſtand des Strafgeſetzbuches für das Deutſche Reich 
Ind, Gefängnis bis zu einem Jahre, Haft, Geldſtrafe und Einziehung einzelner 
Gegenſtände angedroht werden kann. 

Der ſiebente Abſchnitt (Beſondere Vorſchriften über das Verfahren in 
Strafſachen 8$ 52—72) findet in allen feinen Beſtimmungen Anwendung, 
ebenſo der achte Abſchnitt (Beſondere Vorſchriften über die Koſten 88 73.76) 
mit Ausnahme des § 76, der beſtimmt, daß, ſoweit die Gebühren der Rechts- 


anwälte durch Ortsgebrauch geregelt ſind, dieſer zunächſt zur Anwendung zu 
kommen hat. 


i Im Anſchluſſe an die in den Schutzgebieten für anwendbar erklärten Vor⸗ 
ſchriften über die Gerichtsverfaſſung und das gerichtliche Verfahren enthält 
S 6 Ziffer 2, 8, 4, 6, 7, 8 und 9 die zuläſſigen Modifikationen, die durch kaiſerl. 
Verordnung an dieſen Vorſchriften getroffen werden können. Hervorzuheben 
iſt, daß nach Ziffer 6 des § 6 die nach dem Geſetz vom 7. April 1900 begründete 
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Zuſtändigkeit des Reichsgerichts einem Konſulargericht oder einem Gerichts⸗ 
hof im Schutzgebiete übertragen werden kann. 

Wird der jetzt dem Reichstage zur Beſchlußfaſſung vorliegende Geſetz⸗ 
entwurf über die Schaffung eines Konſular- und Kolonialgerichtshofs Geſetz, 
ſo wird natürlich die Beſtimmung gegenſtandslos. 

Durch kaiſerliche Verordnung vom 9. November 1900 wurde das SHC. 
in der Faſſung der Novelle vom 25. Juli 1900 vom 1. Januar 1901 ab in den 
Schutzgebieten in Kraft geſetzt ($ 1). i 

Da bereits in § 4 bzw. § 7 Abi. 3 des Geſetzes vom 25. Juli 1900 geſagt 
iſt, daß die Eingeborenen den deutſchen Geſetzen und der deutſchen Gerichts⸗ 
barkeit nur inſoweit unterliegen, als dies durch kaiſerliche Verordnung 
beſtimmt wird, ſo enthält die V. vom 9. November 1900 keine Vor⸗ 
ſchrift über den perſönlichen Geltungsbereich der deutſchen Geſetze, wie fid) 
eine ſolche in den Verordnungen fand, durch welche das Geſetz vom 17./4. 86 
in den einzelnen Schutzgebieten eingeführt wurde. Es iſt nur in $ 2 V. vom 
9. November 1900 der Begriff der Eingeborenen feſtgeſtellt. 

In 8 3 der V. v. 9. Nov. 1900 ift beſtimmt, daß die im § 19 des Ge- 
ſetzes vom 7. April 1900 bezeichneten, dem bürgerlichen Rechte angehörenden 
Vorſchriften außer Anwendung bleiben, ſoweit ſie die Rechte an Grundſtlücken, 
das Bergwerkseigentum und die ſonſtigen Berechtigungen betreffen, fur 
welche die ſich auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften gelten. Soweit dieſe 
Vorſchriften noch nicht durch kaiſerliche Verordnung geregelt waren, wurde 
der Reichskanzler, und, mit deſſen Genehmigung, der Gouverneur ermächtigt, 
bis auf weiteres die erforderlichen Beſtimmungen zu treffen. 

Dagegen finden nach $ 4 die Vorſchriften der Geſetze über den Schutz von 
Werken der Literatur und Kunſt, von Photographien, von Erfindungen, von 
Muſtern und Modellen, von Gebrauchsmuſtern und Warenbezeichnungen 
Anwendung. 

Die 88 5, 6, 7 und 8 enthalten Vorſchriften über die Mitwirkung der 
Staatsanwaltſchaft in Strafſachen, die Zuläſſigkeit der Unterlaſſung der 
Beiziehung von Beiſitzern in der Hauptverhandlung in gewiſſen Sachen, die 
Gerichtsbarkeit in den zur Zuſtändigkeit der Schwurgerichte gehörenden 
Strafſachen, und die Beſtellung von Gerichten zweiter Inſtanz, in den ein- 
zelnen Schutzgebieten an Stelle des Reichsgerichts. 

Der 8 9 trifft Vorſchriften über den Vollzug der Todesſtrafe. 

Der $ 10 überträgt dem Reichskanzler und mit deffen Genehmigung den 
Gouverneuren das Recht, für die Zuſtellungen, die Zwangsvollſtreckungen und 
das Koſtenweſen einfachere Anordnungen zu treffen. 

Nach 8 11 iſt der Reichskanzler befugt, Notare zu ernennen, deren Zuſtän⸗ 
digkeit gemäß § 11 Abſ. 2 übrigens auf die Beurkundung von Rechtsgeſchäften 
unter Lebenden beſchränkt iſt. 

Endlich ift in S 12 den Gouverneuren die Befugnis beigelegt, im Gnaden- 
wege einen Strafaufſchub bis zu 6 Monaten zu bewilligen. 
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Durch das Sch G. vom 25. Juli 1900, das Konſulargerichtsbarkeits⸗ 
geſetz vom 7. April 1900 und die von dieſem Geſetze in Bezug genommenen 
Reichsgeſetze und preußiſchen Geſetze, dann die kaiſerliche Verordnung vom 
9. November 1900 und die zahlreichen, im Anſchluſſe an dieſe Vorordnung 
ergangenen weiteren Verordnungen, iſt das materielle wie formelle Zivil⸗ 
und Strafrecht in den Schutzgebieten ausführlich geordnet, und zwar auch 
jetzt noch im innigſten Anſchluſſe an das in den Konſulargerichtsbezirken 
geltende Recht. 

Allerdings ift gegenüber dem früheren Rechtszuſtande nach einer dop- 
pelten Richtung eine Beſſerung zu fonitatieren, einmal inſofern, als in dem. 
SGG. vom 25.7. 00 das Territorialitätsprinzip zur Geltung gelangt 
und ſowohl im Schcß vom 25.7. 00 wie auch im KGG. vom 7./4 ON dem 
Verordnungsrechte des Kaiſers ein größerer Spielraum eingeräumt iſt, als 
dies nach den Geſetzen vom 10. Juli 1879 und 17. April 1886 der Fall war. 

Trotzdem find die Schwierigkeiten, die fih aus der Verbindung des Kolo- 
nialrechts mit dem Konſularrecht ergeben haben, keineswegs beſeitigt. Im 
Gegenteil find aus der Faſſung des KGG. vom 7./4. 00 gegenüber der 
Faſſung des KGG. vom 10./7. 79 neue Zweifel entitanden!?). In § 3 KGG. 
vom 10./7. 79 hieß es nämlich: „In betreff des bürgerlichen Rechts iſt anzu⸗ 
nehmen, daß in den Konſulargerichtsbezirken die Reichsgeſetze, das Preußiſche 
Allgemeine Landrecht und die das bürgerliche Recht betreffenden allgemeinen 
Geſetze derjenigen preußiſchen Landesteile, in welchen das allgemeine Land— 
recht Geſetzeskraft hat, gelten.“ Ebenſo war in § 4 geſagt: „In betreff des 
Strafrechts iſt anzunehmen, daß in den Konſulargerichtsbezirken das Straf- 
geſetzbuch und die ſonſtigen Strafbeſtimmungen der Reichsgeſetze gelten.“ 

Aus der Faſſung dieſer Beſtimmungen war zu ſchließen, daß es bei der 
Entſcheidung der Frage, welche Reichsgeſetze und preußiſchen Geſetze in den 
Konſulargerichtsbezirken und daher gemäß $ 2 des Geſetzes vom 17. April 1886 
auch in den Schutzgebieten anzuwenden ſeien, lediglich darauf ankam, ob 
die betreffenden Geſetze nach der Geſamtheit ihrer Beſtimmungen als privat- 
rechtliche Geſetze, bzw. Strafgeſetze anzuſehen ſind, während es gleichgültig 

war, ob dieſe Geſetze daneben auch noch Beſtimmungen des öffentlichen Rechts, 

alſo namentlich des Verwaltungsrechts, enthielten. Andererſeits war es 
zweifellos, daß Geſetze verwaltungsrechtlichen Inhalts, auch wenn ſie neben 
den öffentlich-rechtlichen Vorſchriften auch privatrechtliche oder ſtrafrechtliche 
Beſtimmungen enthielten, in den Schutzgebieten nicht anwendbar waren. 

In dem KGG. vom 7. April 1900 iſt dagegen in § 19 geſagt, daß in 
den Konſulargerichtsbezirken 1. die dem bürgerlichen Rechte angehörenden 
Vorſchriften der Reichsgeſetze bzw. der preußiſchen Geſetze, und 2. die dem 
Strafrecht angehörenden Vorſchriften der Reichsgeſetze gelten. 


19) Vgl. v. Hoffmann in der Zeitſchrift für Kolonialpolitik uſw. VIII, S. 168. 
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Die veränderte Faſſung des Geſetzes vom 7. April 1900 will man nun 
dahin auslegen, daß es für die Frage der Anwendbarkeit der betreffenden 
Reichsgeſetze und preußiſchen Geſetze in den Schutzgebieten nicht darauf 
ankommt, ob die Geſetze als Ganzes dem Privatrecht bzw. Strafrecht zuzu- 
rechnen ſind, ſondern welchen Charakter die einzelnen 
geſetzlichen Vorſchriften haben. 

Sit diefe Anſicht wichtig, fo ergibt fih allerdings die bedenkliche Konfe- 
quenz, daß verſchiedene Geſetze nur teilweiſe in den Schutzgebieten gelten. 
So würden von der Gewerbeordnung nur die privatrechtlichen und die ſtraf— 
rechtlichen Vorſchriften in Geltung ſein, nicht aber die verwaltungsrechtlichen, 
von dem Sprengſtoffgeſetz vom Jahre 1884 nur die ſtrafrechtlichen uſw. 

Man kann nicht wohl annehmen, daß der Geſetzgeber eine derartige Unge— 
heuerlichkeit gewollt hat. Immerhin ſind in dieſer Hinſicht Zweifel möglich, 
deren Löſung durch die Praxis um ſo ſchwieriger iſt, weil die Frage, ob ein 
Geſetz oder eine einzelne geſetzliche Vorſchrift dem öffentlichen oder dem Privat- 
recht angehört, gar nicht leicht zu löſen iſt. 

Wird, wie ſpäter noch vorgeſchlagen werden wird, der Kaiſer im Schutz⸗ 
gebietsgeſetz ermächtigt, an den nach 88 2 und 3 SHGG. in den Schutzgebieten 
geltenden Geſetzen auch noch andere als die in S 6 SHGG. vorgeſehenen 
Anderungen durch mit Zuſtimmung des Bundesrats zu erlaſſende Verord— 
nungen vorzunehmen, ſo kann hier im Wege der authentiſchen Interpretation 
geholfen werden, indem durch kaiſerliche Verordnung beſtimmt wird, welche 
der in Frage ſtehenden Geſetze in den Schutzgebieten gelten, bzw. in Kraft zu 
ſetzen ſind und welche nicht. 

PN. 

In den Abſchnitten II und III ift, wenn auch nur ganz kurz, eine Dar- 
ſtellung der Rechtsverhältniſſe der Schutzgebiete und der Rechtsordnung in den— 
ſelben nach dem gegenwärtigen Stande der Geſetzgebung gegeben worden. 
Nunmehr handelt es ſich darum, zu unterſuchen, ob und in welchen Punkten 
etwa dicie Geſetzgebung einer Anderung bedarf. 

In dieſer Hinſicht wird wohl darüber Übereinſtimmung herrſchen, daß 
von einer Einführung der Reichsverfaſſung in den Schutzgebieten keine Rede 
ſein kann, und daß daher auch die Schutzgebiete nicht als Reichsgebiet im 
Sinne des Art. 1 RV. betrachtet werden können. Deshalb ift es auch aus- 
geſchloſſen, daß die Reichsgeſetze von ſelbſt in den Schutzgebieten in Kraft 
treten, ihre Geltung in den Schutzgebieten kann ſtets nur auf ausdrücklicher 
Anordnung beruhen. Die Schutzgebiete bilden, wie die Kolonien anderer 
Staaten, mit Rückſicht auf ihre geographiſche Lage, ihre wirtſchaftlichen und 
ethnographiſchen Verhältniſſe, beſondere Rechtsgebiete, und dabei muß es 
auch bleiben. 

Wie bereits früher bemerkt, beſteht auch kein Anlaß, die grundlegende 
Beſtimmung des Sch GG. (S 1), wonach dem Kaiſer die Ausübung der Schutz⸗ 
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gewalt und namentlich auch der geſetzgebenden Gewalt übertragen iſt, zu 
beſeitigen oder abzuändern. Es kann ſich nur darum fragen, in welchem 
Umfange der Kaiſer durch Mitwirkung von Bundesrat und Reichstag in der 
Geſetzgebung für die Schutzgebiete und in der Regierung und Verwaltung 
derſelben beſchränkt werden ſoll. Es liegt in der Natur der Sache, daß mit 
der Konſolidierung der Verhältniſſe in den Schutzgebieten mehr und mehr 
Gegenſtände durch formelles Reichsgeſetz werden geregelt werden und dadurch 
eine Einſchränkung des kaiſerlichen Verordnungsrechts erfolgt, wie dies bereits 
durch das Geſetz vom 30. März 1892 über das Finanzweſen, das Kolonial- 
beamtengeſetz uſw. geſchehen iſt. Anderſeits iſt es angezeigt, das Verord⸗ 
nungsrecht des Kaiſers dadurch zu erweitern, daß er ermächtigt wird, im 
Verordnungswege die Verquickung des Kolonialrechts mit dem Konſularrecht 
zu beſeitigen. Aber auch von einer anderen Beſchränkung muß der Kaiſer 
befreit werden. 


Der Kaiſer iſt nämlich in der freien Ausübung der Schutzgewalt nicht 
bloß dadurch beſchränkt, daß gewiſſe Angelegenheiten durch formelles Reichs⸗ 
geſetz geregelt werden müſſen, ſondern auch dadurch, daß dem Reichskanzler in 
§ 15 SchGG. ein ziemlich weitgehendes, ſelbſtändiges Verordnungsrecht ein- 
geräumt worden iſt. Nach § 15 hat nämlich der Reichskanzler das Recht, 1. die 
zur Ausführung des Geſetzes erforderlichen Anordnungen zu erlaſſen und 
2. für die Schutzgebiete oder für einzelne Teile derſelben polizeiliche oder 
lonftige die Verwaltung betreffende Vorſchriften zu erlaſſen und gegen deren 
Nichtbefolgung Gefängnis bis zu 3 Monate, Haft, Geldſtrafe und Einziehung 
einzelner Gegenſtände anzuordnen. 


Daß in dieſem, nicht auf Delegation ſeitens des Kaiſers, ſondern auf 
Geſetz beruhenden ſelbſtändigen Verordnungsrecht des Reichskanzlers eine 
Beſchränkung des kaiſerlichen Verordnungsrechts liegt, iſt klar, ebenſo klar iſt 
aber, daß diefe Beſchränkung in jeder Hinſicht verfehlt iſtee). 


Was nämlich zunächſt die Ausführungsverordnungen anlangt, ſo war die 
Einräumung des Rechts zum Erlaß derſelben an den Reichskanzler überflüſſig, 
da der Kaiſer ſelbſt jederzeit dieſes Recht dem Reichskanzler übertragen konnte, 
wie er dies auch auf Grund des Geſetzes vom 17. April 1886, in welchem ſich 
eine dem § 15 SGG entſprechende Beſtimmung nicht fand, wiederholt getan 
hat. Die Einräumung des Rechts zum Erlaß von Ausführungsverordnungen 
an den Reichskanzler durch ausdrückliche geſetzliche Vorſchrift iſt aber auch 
inſofern bedenklich, weil, wie ſchon angedeutet, darin eine Beſchränkung des 
Kaiſers liegt, der in das dem Reichskanzler übertragene Recht nicht ein⸗ 
greifen und z. B. an Stelle des Reichskanzlers Beamte der Schutzgebiete zum 
Erlaß von Ausführungsverordnungen nicht ermächtigen darf. 


20) Vgl. Stengel, Geſetzgebung und Verordnungsrecht in den deutſchen Schutzgebieten. 
Zeitſchrift f. Kolonialpolitik uw. 1909, S 258 ff. 
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Ebenſo liegt die Sache bei den Strafverordnungen des Reichskanzlers. 
Die bezügliche geſetzliche Beſtimmung iſt überflüſſig, weil der Kaiſer, wenn 
er von dem ihm nach $ 6 8. 1 SchGGG. zuſtehenden Strafverordnungsrecht 
Gebrauch machen will, jederzeit die Möglichkeit hat, den Reichskanzler zum 
Erlaß von Strafverordnungen zu ermächtigen. Dieſelbe iſt aber inſofern 
bedenklich, als dadurch dem Reichskanzler ein mit dem kaiſerlichen Ber- 
ordnungsrecht konkurrierendes Verordnungsrecht beigelegt wurde, deſſen 
Abgrenzung gegenüber dem kaiſerlichen Rechte keineswegs klar und zweifel⸗ 
los iſt. 

In dieſer Beziehung braucht bloß darauf hingewieſen zu werden, daß der 
S 15 SHG. in der Praxis in der Weiſe ausgelegt wurde, daß der Reichs— 
kanzler auf Grund desſelben in den Schutzgebieten auch Steuern und Zölle 
einführen könne, eine Auslegung, die mindeſtens äußerſt zweifelhaft iſt. 

Der $ 15 SchcgG. verdankt feine Entſtehung in der Tat nur dem Um 
ſtande, daß die geſetzgebenden Faktoren des Reichs, Bundesrat und Reichs— 
tag ſich über die Grundſätze des lonſtitutionellen Staatsrechts, ſoweit dic- 
ſelben das Verhältnis von Geſetzgebung und Verordnungsrecht betreffen, 
nicht klar geweſen ſind. 

Wenn nämlich in Reichsgeſetzen oder Landesgeſetzen der Kaiſer oder 
Reichskanzler bzw. der Landesherr oder Miniſter zum Erlaſſe von Rechtsver— 
ordnungen, mögen dieſelben den Charakter von Ausführungsverordnungen 
oder ſonſtigen Verordnungen haben, ausdrücklich ermächtigt werden, ſo hat 
dies ſeinen Grund darin, daß nach den Grundſätzen des konſtitutionellen Staats- 
rechts Anordnungen, die die Untertanen in der perſönlichen Freiheit und in 
der freien Verfügung über ihr Vermögen beſchränken, nur mit Zuſtimmung 
der Volksvertretung, d. h. in der Form des Geſetzes erlaſſen werden können. 
Soll alſo ein Organ des Staates zum Erlaſſe von Rechtsvorſchriften in der 
Form der Verordnung befugt ſein, ſo muß es dazu die Ermächtigung durch 
formelles Geſetz erhalten haben. Für die Schutzgebiete kommt aber in Be— 
tracht, daß in § 1 SHGG. dem Kaifer die Ausübung der geſetzgebenden Ge— 
walt, wenn auch mit verſchiedenen hier nicht weiter ins Gewicht fallenden 
Ausnahmen übertragen iſt, ſo daß er grundſätzlich auf allen Verwaltungs- 
gebieten Rechtsvorſchriften in der Form der Verordnung erlaſſen kann. So— 
weil dieſes Recht des Kaiſers geht, iſt für die Schutzgebiete der Unterſchied 
zwiſchen Geſetz und Verordnung beſeitigt. Zur Einräumung eines ſelbſtän— 
digen, mit dem kaiſerl. Verordnungsrechte des Kaiſers konkurrierenden Ver⸗ 
ordnungsrechts an den Reichskanzler war daher kein Anlaß gegeben. 

Daß dein Reichskanzler ein ſolches Verordnungsrecht übertragen wurde, 
läßt ſich auch nur daraus erklären, daß in § 4 des Konſulargerichtsbarkeits— 
geſetzes vom 10. Juli 1879 dem Richterkonſul die Befugnis eingeräumt worden 
war, Polizeiverordnungen zu erlaſſen. Das richtige wäre geweſen, wenn 
das Geſetz vom 17. April 1886 den 8 4 des Geſetzes vom 10. Juli 1879, weil 
überflüſſig, in den Schutzgebieten für nicht anwendbar erklärt hätte. Es iſt 


— 259 — 


dies aber nicht geſchehen, vielmehr wurde dem Richter im Schutzgebiete das 
nach § 4 des Geſetzes vom 10. Juli 1879 zuſtehende Verordnungsrecht iber- 
tragen, und nur in § 3 8. 2 des Geſetzes vom 17. April 1886 das bei ſolchen 
Verordnungen zuläſſige Strafenmarimum erhöht. Die Novelle vom 15. März 
1888 hat dann allerdings dieſes Verordnungsrecht der Richter im Schutzgebiete 
befeitigt, dafür aber in § 11 (§ 15 der Nov. v. 25. 7. 00) dem Reichskanzler 
das bereits erwähnte ſelbſtändige Verordnungsrecht beigelegt. Bei einer 
Reviſion des Schutzgebietsgeſetzes muß dieſes ſelbſtändige Verordnungsrecht 
fallen, da wie erwähnt dasſelbe nicht bloß nicht notwendig, ſondern vielmehr 
bedenklich iſt. 

Wird der $ 15 Sch. beſeitigt, jo wird dadurch von ſelbſt eine größere 
Konzentration des Verordnungsrechts in der Perſon des Kaiſers eintreten, 
während gegenwärtig in dieſer Beziehung eine recht bedenkliche Zerſplitterung 
beſteht. Dieſe Konzentration wird ſich namentlich auch in einer Beziehung 
wohltätig fühlbar machen. Das dem Kaifer durch $ 1 Sch. eingeräumte 
Recht, gefchoertretende Verordnungen zu erlaſſen, kann derſelbe nämlich an 
und für ſich auf den Reichskanzler oder Beamte der Schutzgebiete weiter über— 
tragen, ſoweit fih nicht aus dem Geſetze ergibt, daß die betreffenden Ver- 
ordnungen vom Kaiſer ſelbſt erlaſſen werden ſollen. Dies iſt anzunehmen 
in allen den Fällen, in denen im Schutzgebietsgeſetze ſelbſt ausdrücklich eine 
kaiſerl. Verordnung vorgeſchrieben ijt, nämlich SS 4, 6, 7 Abi. 8, § 10 und 
Ss 16. 

Selbſtverſtändlicherweiſe muß auch eine Delegation als ausgeſchloſſen 
gelten, wenn nach dem Konſulargerichtsbarkeitsgeſetze vom 7. April 1900 oder 
deffen Nebengeſetzen die Regelung gewiſſer Angelegenheiten durch kaiſerl. 
Verordnung vorgeſehen oder zugelaſſen iit, SS 20, 21, 22, 23 Abi. 1, SS 33, 
37, 39, 50 des Geſetzes vom 7. April 1900. 

Es handelt ſich dabei immer um Angelegenheiten, bei denen mit Rück— 
ſicht auf ihre Wichtigkeit die Anordnung des Miniſters oder eines ſonſtigen 
Beamten nicht für ausreichend erachtet wird. 

Es wirft ſich aber die Frage auf, ob nicht die Befugnis des Kaiſers, ſein 
Verordnungsrecht weiter zu übertragen, noch mehr beſchränkt werden ſoll, 
als dies durch die erwähnten geſetzlichen Vorſchriften geſchehen ift. 

Es kommt dabei in Betracht, daß, wenn der Geſetzgeber den Kaifer er- 
mächtigte, Angelegenheiten durch Verordunngen zu regeln, für welche nach den 
Grundſätzen des modernen Staatsrechts ein formelles Geſetz notwendig iſt, 
angenommen werden kann, daß dies unter der Vorausſetzung geſchah, daß die 
betreffenden Verordnungen auch vom Kaifer ſelbſt und nicht etwa vom Reihs- 
kanzler oder einem anderen Beamten, wenn auch mit kaiſerl. Ermächtigung, 
erlaſſen werden. > 

Namentlich wird angenommen werden können, daß in allen Fällen, in 
denen es ſich um die Auflegung und Einführung von Steuern, Zöllen und 
ſonſtigen öffentlichen Abgaben oder um Zwangsbefugniſſe der Verwaltungs⸗ 

15# 
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behorden handelt, dies ſtets durch katſerl. Verordnung und nicht durch Ver— 
ordnung des Reichskanzlers oder des Gouverneurs geſchieht. Derartige Be- 
laſtungen der Untertanen, wie auch Zwangsmaßregeln gegen ihre Perſon 
und ihr Vermögen, namentlich zum Zwecke der Vollſtreckung obrigkeitlicher 
Verfügungen beruhen im Mutterlande ſtets auf formellen Geſetzen. Es 
entſpricht daher der Wichtigkeit der Sache, wenn in den Schutzgebieten nin- 
deſtens eine kaiſerl. Verordnung ergeht, ſoweit nicht formelle Kolonialgeſetze 
vorliegen. Es iſt keineswegs gleichgültig, ob gewiſſe Anordnungen in der 
Form kaiſerl. Verordnungen ergehen oder vom Reichskanzler bzw. deſſen 
Stellvertretern dem Staatsſekretär des Kolonjalamts oder den Gouver- 
neuren getroffen werden. Iſt die Regelung der Angelegenheit nur durch 
eine kaiſerl. Verordnung möglich, ſo wird eine ſolche nur veranlaßt werden, 
wenn es durch die Verhältniſſe unbedingt geboten iſt, auch wird eine ſolche 
Verordnung nach jeder Richtung ſorgfältig vorbereitet werden. Sind da— 
gegen der Reichskanzler bzw. der Staatsſekretär des Kolonialamts und die 
Gouverneure mit einem weitgehenden Verordnungsrecht ausgeſtattet, ſo be— 
ſteht die Gefahr, daß dieſe Beamten, namentlich wenn ſie autokratiſche Nei— 
gungen beſitzen, die ihnen eingeräumte Machtfülle in einer Weiſe austiben, 
die nicht immer ſachgemäß iſt und namentlich auch von ihrem Verordnungs— 
rechte häufiger Gebrauch machen, als nach Lage der Sache geboten erſcheint, 
zumal die Aufhebung und Abänderung der von Beamten erlaſſenen Mr- 
ordnungen mit wenigen Umſtänden verbunden iſt, als der kaiſerl. Ver— 
ordnungen. 

Daß die im Vorſtehenden hervorgehobenen Bedenken nicht aus der Luft 
gegriffen ſind, ergibt ein Blick auf die bisherige Entwicklung unſerer kolo— 
nialen Geſetzgebung. Die wichtigſten, in die Verhältniſſe der Bevölkerung 
tief eingreifenden Anordnungen, z. B. über Steuern und Zölle, ſind vom 
Reichskanzler oder auf Grund der von demſelben erteilten Ermächtigung von 
den erſten Beamten der Schutzgebiete getroffen worden, ſo daß man mitunter 
den Eindruck gewinnt, daß nicht der Kaiſer, ſondern die genannten Beamten 
die geſetzgebende Gewalt in den Schutzgebieten auszuüben haben. 

Auf gewiſſen Gebieten tritt auch eine Reglementierungsſucht zutage, 
die manchen Mißgriff verurſacht hat, wie auch das fortwährende Andern 
erlaſſener Verordnungen nicht dazu beitragen kann, das Gefühl der Rechts— 
ſicherheit hervorzurufen. 

Um dieſen Mißſtänden entgegenzutreten, wird es übrigens genügen, 
wenn der § 15 CHOC. geſtrichen wird. Wird das ſelbſtändige Verorduungs— 
recht des Reichskanzlers beſeitigt, ſo kommt dadurch klar zum Ausdruck, daß 
der Kaiſer allein dasjenige Organ iſt, das die geſetzgebende Gewalt in den 
Schutzgebieten ausübt. Eine Beſchränkung des Rechtes des Kaiſers, ſein 
Verordnungsrecht auf den Reichskanzler oder Beamte der Schutzgebiete zu 
übertragen, in weiterem Umfange eintreten zu laſſen, als dies durch die er⸗ 
wähnten Vorſchriften bereits geſchehen ift, in denen ausdrücklich eine kaiſerl. 
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Verordnung verlangt wird, ift weder veranlaßt noch gut ausführbar. 
Man wird es dem Ermeſſen des Kaiſers überlaſſen mijjen, ſein Verordnungs⸗ 
recht weiter zu übertragen, in der ſicheren Erwartung, daß dies nur ausnahms⸗ 
weiſe und nur in minder wichtigen Fällen geſchehen wird. 

Der Kaiſer iſt bei Erlaß von Verordnungen inſofern an die Zuſtimmung 
bzw. Mitwirkung des Reichskanzlers gebunden, als der Reichskanzler die 
kaiſerlichen Verordnungen gegenzuzeichnen hat. Die Mitwirkung einer anderen 
Behörde iſt dagegen in dieſer Beziehung nicht gegeben. Es iſt aber wohl in 
Erwägung zu ziehen, ob nicht wieder ein Kolonialrat zu ſchaffen iſt, wie er 
auf Grund des Allerh. Erlaſſes vom 10. Oktober 1894 bis zu ſeiner durch 
Allerh. Erlaß vom 17. Februar 1908 erfolgten Aufhebung beſtanden hat. 

Dieſe Frage kann mit guten Gründen bejaht werden, wie es ſich auch 
empfiehlt, in das Schutzgebietsgeſetz eine Beſtimmung aufzunehmen, daß ein 
Kolonialrat beſtehen muß, wenn auch die Vorſchriften über die Zuſammen⸗ 
ſetzung des Kolonialrats und die genauere Abgrenzung ſeiner Zuſtändigkeit 
kaiſerlicher Verordnung zu überlaſſen iſt. 

Allerdings wird der Kolonialrat grundſätzlich nur Gutachten abzugeben 
haben, aber es liegt in der Natur der Sache, daß ein ſolches Kollegium, wenn 
es richtig zuſammengeſetzt iſt, ſehr bald einen bedeutſamen Einfluß auf die 
Kolonialregierung auszuüben in der Lage ſein wird. Namentlich wird es 
verhüten können, daß unzweckmäßige und überflüſſige Verordnungen ergehen 
und von dem Rechte des Kaiſers, ſein Verordnungsrecht auf den Reichskanzler 
und andere Beamte zu delegieren, kein zu weitgehender Gebrauch gemacht 
wird. Man kann ſogar ſagen, daß die Mitwirkung des Kolonialrats bei Erlaß 
kaiſerlicher Verordnungen bis zu einem gewiſſen Grade den Erlaß formeller 
Kolnialgeſetze zu erſetzen vermag. 

Daß in dieſer Beziehung der Kolonialrat durch die im Allerh. Erlaß vom 
17. Februar 1908 in Ausſicht genommene Sachverſtändigen-Kommiſſionen, die 
niemals die Autorität des Kolonialrats erlangen werden, nicht erſetzt werden 
kann, bedarf wohl keiner Hervorhebung. 


y. 

Die Schutzgebiete find überſeeiſche Provinzen des Reichs, die ſeiner geſetz⸗ 
gebenden, richterlichen und vollziehenden Gewalt in jeder Hinſicht untergeben 
ſind. Dies ſchließt aber nicht aus, daß ihnen eine gewiſſe Autonomie ein- 
geräumt wird. Im Gegenteil entſpricht dies ſowohl der in der modernen 
Geſetzgebung zur Geltung gelangten Richtung, den Provinzen, Gemeinden 
und ſonſtigen Kommunalverbänden möglichſt die Verwaltung ihrer eigenen 
Angelegenheiten anzuvertrauen, als auch den Forderungen, die gegenwärtig 
in bezug auf die Behandlung der Kolonien durch das Mutterland aufgeſtellt 
werden. 

Selbſtverſtändlicherweiſe ſind auch in der Gegenwart die europäiſchen 
Staaten durch ihr eigenes Intereſſe zur Erwerbung von Kolonien veranlaßt 
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worden, und das Mutterland ſucht auch jetzt noch aus den Kolonien möglichſt 
viele Vorteile zu ziehen, das früher übliche Syſtem fiskaliſcher und kommer— 
zieller Ausbeutung durch das Mutterland, das nicht bloß Spanien und Wor- 
rugal, ſondern alle Kolonialſtaaten befolgten, iſt aber jetzt allenthalben auf— 
gegeben. Man ſucht die wirtſchaftliche und ſoziale Entwicklung der Kolonien 
tunlichſt zu fördern, indem man mit Recht erwartet, daß aus blühenden Solo 
nien ſich von ſelbſt mittelbar und unmittelbare Vorteile Fir das Mutterland 
ergeben werden. 

Das Aufgeben des alten Kolonialſyſtems — des fog. pacte colonial hat 
die ganz natürliche Folge gehabt, daß den Kolonien auch in rechtlicher 
Beziehung eine größere Unabhängigkeit und Selbſtändigkeit dem Mutterlande 
gegenüber eingeräumt worden iſt. Am weiteſten geht bekanntlich die Auto— 
nomie bei den engliſchen Repräſentativkolonjen mit verantwortlicher Regie— 
rung (responsible governement), in denen eine Volksvertretung beſteht, die bei 
den für die betreffende Kolonie zu erlaſſenden Geſetzen ein Zuſtimmungsrecht 
hat. Aber auch die Kolonien anderer Staaten nehmen häufig, wenigſtens in 
der einen oder anderen Richtung, eine unabhängige Stellung ein. So haben 
namentlich die meiſten franzöſiſchen Kolonien eine gewiſſe Autonomie und 
insbeſondere ein weitgehendes Beſtimmungsrecht?). Allerdings ift keiner 
der franzöſiſchen Kolonien ein ſo weitgehendes Maß von Autonomie ein— 
geräumt, wie den engliſchen Repräſentativkolonjen mit verantwortlicher 
Regierung. Es hat dies einen doppelten Grund. Einmal beſteht in Frank— 
reich in viel geringerem Grade als in England die Neigung zur Dezentrali 
ſation und zur Einräumung einer weitgehenden Autonomie an Provinzen 
und Kommunalverbände. Sodann kommt in Betracht, daß die franzöſiſchen 
Kolonien durchweg keine Anſiedlungskolonien, ſondern Plantagenkolonien 
iind, in denen, abgeſehen von den Antillen und Réunion, das farbige Element 
überwiegt. Trotzdem hat Frankreich ſeinen Kolonien eine ziemlich weit 
gehende Selbſtändigkeit eingeräumt, die namentlich in den mit umfaſſenden 
Befugniſſen auf dem Gebiete der Finanzverwaltung ausgeſtatteten General- 
räten zum Ausdruck kommt. Jede Kolonie iſt eine ſelbſtändige vermögens— 
rechtliche Perſönlichkeit mit eigenem Vermögen, eigenen Einnahmen, die auch 
aus verſchiedenen in der Kolonie und für ihre Zwecke erhobenen Steuern 
und Abgaben beſtehen und einem ſelbſtändigen Budget. In denjenigen 
Kolonien, in denen ein Generalrat beſteht, der aus auf je ſechs Jahre auf 
Grund des allgemeinen Wahlrechts gewählten Mitgliedern zuſammengeſetzt 
ift, wird das lokale Budget der Kolonie vom Gouverneur nach erteilter 
Zuſtimmung des Generalrats feſtgeſtellt. In den übrigen Kolonien holt der 
Gouverneur vor der Feſtſetzung des Budgets das Gutachten des ihm zur 
Unterſtützung beigegebenen Rates (conseil privé, conseil d'administration) ein, 
der ein aus höheren Beamten, Offizieren und einigen Notabeln der Kolonie 


21) Girault, Principes de colonisation, 3. Aufl., Bd. II, S. 239 ff. 
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zuſamemnugeſetztes Kollegium bildet, deſſen Gutachten der Gouverneur in 
gewiſſen Fällen einzuholen hat. 


Auch in den deutſchen Schutzgebieten zeigen ſich bereits Anfänge einer kolo— 
nialen Autonomie. Als die erſte Maßregel, die in dieſer Hinſicht ergriffen 
wurde, kann der Erlaß des Geſetzes vom 30. März 1892 über die Einnahmen 
und Ausgaben der Schutzgebiete bezeichnet werden. 


In 8 1 des Geſetzes ift nämlich beſtimmt, daß alle Einnahmen und Aus- 
gaben der Schutzgebiete für jedes Jahr veranſchlagt und auf den Etat der 
Schutzgebiete gebracht werden müſſen, der vor Beginn des Etatsjahres durch 
Geſetz feſtgeſtellt wird, während vorher ein beſonderes Budget für die Schutz— 
gebiete nicht aufgeſtellt wurde, ſondern die Einnahmen und Ausgaben der 
Schutzgebiete in den allgemeinen Reichshaushaltsetat eingeſtellt wurden, 


Die Feſtſtellung eines beſondern Budgets für die Schutzgebiete hat nicht 
bloß formelle, ſondern inſofern auch materielle Bedeutung, als ſie der erſte 
Schritt zur finanziellen Selbſtändigkeit und zur Autonomie der Schutzgebiete 
war, denn von einer Autonomie der Kolonien kann erſt dann geſprochen 
werden, wenn ſie in der Lage ſind, die Koſten ihrer Verwaltung wenigſtens 
in der Hauptſache ſelbſt zu beſtreiten und infolgedeſſen auch die Stellung ſelb— 
ſtändiger, dem Mutterlande gegenüber unabhängiger, vermögensrechtlicher 
Perſönlichkeiten mit eigenen Einnahmen und Ausgaben und beſonderen Aktiv 
und Paſſivvermögen einnehmen. Daß das Geſetz vom 30.3. 92 in dieſem Sinne 
aufzufaſſen ift, ergibt ſich aus §S 5: „Für die aus der Verwaltung eines Schutz— 
gebiets entſtehenden Verbindlichkeiten haftet nur das Vermögen dieſes 
Gebiets.“ Dieſer Vorſchrift entſprechend richten ſich z. B. die Gehaltsanſprüche 
der in der Verwaltung eines Schutzgebietes angeſtellten kaiſerlichen Beamten 
nicht an die Reichskaſſe, ſondern an die Kaſſe des betreff. Schutzgebiets (Art. 1 
V. v. 9. Auguſt 1898 betr. die Rechtsverhältniſſe der Landesbeamten in den 
Schutzgebieten und $ 1 Abſ. 1 3. 1 des Kolonialbeamtengeſetzes vom 8. Juni 
1910). Ebenſo können die einzelnen Schutzgebiete Schulden kontrahieren, für 
welche lediglich das Vermögen des betreff. Schutzgebiets haftet. (§ 4 des 
Geſetzes vom 30.8. 92.) Daß das Geſetz vom 30.3. 92 vorſchrieb, daß die 
Feſtſtellung des Budgets für die Schutzgebiete und die Ermächtigung zur Auf— 
nahme einer Anleihe oder zur übernahme einer Bürgſchaft zu Laſten der 
Schutzgebiete in der Form eines Reichsgeſetzes zu erfolgen hat, hatte einen 
doppelten Grund. 


Zunächſt fehlt es in den Schutzgebieten an Organen, die in bezug auf die 
Feſtſtellung des Budgets und der Ermächtigung zur Aufnahme von Anleihen 
die Organe des Mutterlandes erſetzen könnte. Namentlich fehlt es noch ait 
einer Vertretung der Koloniſten, die in der angegebenen Richtung den Reichs— 
tag zu erſetzen geeignet wäre. Sodann kommt aber in Betracht, daß die Schuß- 
gebiete in finanzieller Beziehung noch keineswegs auf eigenen Füßen ſtehen, 
ſondern noch febr erhebliche Zuſchüſſe vom Mutterlande notwendig haben, um 
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ihre Bedürfniſſe beſtreiten zu können. Es werden alſo vor allem den Schutz⸗ 
gebieten eigene Einnahmen aus den Kronländereien, Steuern, Zöllen 
ufiv. zu verſchaffen ſein. Sodann muß feſtgeſtellt werden, welche Ausgaben 
der Kolonialverwaltung aus den eigenen Einnahmen der einzelnen Schutz⸗ 
gebiete zu beſtreiten ſind. Die Frage, welche Koſten dem Mutterlande, welche 
den Kolonien zur Laſt fallen, iſt im einzelnen Falle nicht immer leicht zu löſen, 
immerhin laſſen jich gewiſſe Grundſätze aufſtellen. So können jedenfalls die 
Koſten der Erwerbung der Schutzgebiete ihnen nicht aufgebürdet werden, ſo 
daß von ihnen die Verzinſung und Amortiſierung dieſer Aufwendungen, 
zu denen auch die Koſten der Unterdrückung von Aufſtänden im Intereſſe der 
Befeſtigung der deutſchen Herrſchaft gehören, nicht zugemutet werden kann. 
Ebenſowenig ift dies der Fall bei den Aufwendungen für militäriſche 
Zwecke, bei denen es ſich nicht, oder doch nicht in erſter Linie um die Intereſſen 
einzelner Kolonien, ſondern um das Intereſſe der geſamten Machtſtellung des 
Mutterlandes handelt, wie dies bei einem Teile der Aufwendungen für Riau- 
ſchou der Fall iſt, das für Deutſchland vor allem als Flottenſtützpunkt in 
Betracht kommt. Schließlich konnen auch die Koſten der Zentralregierung 
der Kolonien den einzelnen Schutzgebieten nicht aufgebürdet werden, ſo daß 
in der Hauptſache die Koſten der Lokalverwaltung, die Koſten der Aufrecht- 
erhaltung der Ruhe, Ordnung und Sicherheit in den Schutzgebieten, dann die 
Einrichtungen und Maßregeln der Förderung des Verkehrs, der wirtſchaft— 
lichen Entwicklung, des Geſundheitsweſens, Unterrichtsweſens uſw. dem Etat 
der einzelnen Schutzgebiete zu überbürden ſein werden. Wie die dem 
Mutterlande einerſeits und die den Kolonien anderſeits zur Laſt fallenden 
Laſten zu ſcheiden ſind, ſo iſt bei den letzteren wieder zwiſchen den der ganzen 
Kolonie und den einzelnen Teilen derſelben, wie Gemeinden, oder als Kommu⸗ 
nalverbänden organiſierten Bezirken zum Vorteile gereichenden Aufwendungen 
zu unterſcheiden, wenn fih auch diefe Unterſcheidung erft allmählich durch⸗ 
führen läßt, je nachdem lebensfähige Kommunalverbände in einem Schutz⸗ 
gebiete ſich entwickeln, die in der Lage ſind, Laſten auf ſich zu nehmen. 

Wie durch das NG vom 30./3. 92 die Grundlage für eine Autonomie der 
Schutzgebiete geſchaffen iſt, ſo ſind auch bereits Anſätze zur Ausbildung von 
Organen für die Selbſtverwaltung vorhanden. In gewiſſem Sinne können 
hier die Gouvernementsräte erwähnt werden, welche durch V. des Reichskanz. 
lers vom 24. Dezember 1903 für Deutich-Dftafrifa, Deutſch⸗Südweſtafrita, 
Kamerun, Togo, Deutſch-Neuguinea und Samoa und durch V. V. des Gou- 
verneurs vom 13. März 1899 und 14. März 1907 für Kiautſchou gebildet 
wurden. Sie find aus Beamten und ſonſtigen weißen Einwohnern der Schutz⸗ 
gebiete gebildete, den Gouverneuren beigegebenen Kollegien, denen vor der 
Einreichung an das Kolonialamt zur Beratung vorzulegen ſind: 1. die Vor⸗ 
ſchläge über den jährlichen Haushaltsetat, 2. die Entwürfe der von dem 
Gouverneur zu erlaſſenden oder in Vorſchlag zu bringenden Verordnungen, 
ſoweit ſie nicht bloß lokale Bedeutung haben. Auch noch andere Angelegen— 
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heiten kann der Gouverneur dem Gouvernementsrat zur Beratung unter⸗ 
breiten. 

Viel bedeutſamer find natürlich die Kommunalverbände, die bereits in 
einigen Schutzgebieten gebildet worden find”). 

Den Ausgangspunkt der Entwicklung bildet die kaiſerliche Verordnung 
vom 3. Juli 1899 (Kol.⸗Bl. S. 506. D. Kol.⸗Geſ.⸗G. Bd. IV S 78), durch 
welche der Reichskanzler ermächtigt wurde, Wohnplätze in den Schutzgebieten 
zu kommunalen Verbänden zu vereinigen, die die Eigenſchaft von juriſtiſchen 
Perſonen haben. Die näheren Beſtimmungen über die Organiſation der 
kommunalen Verbände, insbeſondere über den Erwerb und Verluſt der Zuge⸗ 
hörigkeit, über die Rechte und Pflichten der Mitglieder, über die Vertretung 
nach innen und außen uſw. hat nach § 3 der Verordnung der Reichskanzler 
zu erlaſſen. 

Von dieſer Ermächtigung machte der Reichskanzler zunächſt für Oſtafrika 
Gebrauch, indem durch Verfügung vom 29. März 1901 (Kol. Bl. S. 207 D. 
Kol.⸗Geſ.-G. Bd. VI S. 292) die durch Verfügung vom 31. März 1909 (Kol. 
Bl. S. 125) jedoch abgeändert wurde, die Wohnplätze der in Deutſch⸗Oſtafrika 
beſtehenden Bezirksämter zu je einem das Gebiet des betreffenden Bezirks— 
amts umfaſſenden Verbande vereinigt wurden, deſſen Organ ein aus 
drei oder fünf Mitgliedern unter dem Vorſitze des Bezirksamtmanns beſtehen— 
der Bezirksrat iſt, der namentlich den Wirtſchaftsplan des Bezirks zu begut- 
achten und die Rechnung des Bezirks zu prüfen hat. 

Noch bedeutſamer iſt die V. des Reichskanzlers vom 28. Januar 1909 
(Kol. Bl. S. 141 ff.), durch welche die Selbſtverwaltung in Südweſtafrika 
organiſiert, und zu dieſem Zwecke Gemeinden zur Selbſtverwaltung ihrer 
Angelegenheiten durch Gemeindevorſteher und Gemeinderat, dann Bezirks— 
verbände mit Bezirksräten, und ſchließlich zur Unterſtützung des Gouverneurs 
bei Wahrnehmung der Intereſſen des Schutzgebiets als beratendes und in 
gewiſſen Fällen beſchließendes Organ im Landesrat geſchaffen wurde, der teils 
aus von den Bezirksverbänden gewählten, teils vom Gouverneur ernannten 
Mitgliedern beſteht. — 

Es iſt vorauszuſehen, daß der Ausbau der Selbſtverwaltung in den 
deutſchen Schutzgebieten noch weitere Fortſchritte machen wird Es beſteht 
aber kein Anlaß, auf die Selbſtverwaltung der Schutzgebiete bezügliche alge- 
meine Beſtimmungen in das Schutzgebietsgeſetz aufzunehmen, und zwar ſchon 
aus dem Grunde, weil in dieſer Beziehung die Verhältniſſe in den einzelnen 
Schutzgebieten zu verſchieden ſind und es der Regierung daher überlaſſen 
bleiben muß, zu beurteilen, ob und in welchem Zeitpunkte und in welchen 
Umfange etwa Einrichtungen der Selbſtverwaltung in einem Schutzgebiete 
zu ſchaffen ſind. 


— — 


2) Radlauer, Finanzielle Selbſtverwaltung u. Kommunalverwaltung der Schutz⸗ 
gebiete, 1010. — Dr. Külz. Die Selbſtverwaltung für Süd weſtafrika, 1909. — Derſelbe, 
Deutſch⸗Südafrika im 25. Jahre deutſcher Schutzherrſchaft, 1909. 
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Gänzlich verfehlt ift aber jedenfalls der in S 7 des Rombergſchen Geſetz— 
entwurfs enthaltene Vorſchlag, wonach die Landesräte befugt ſein ſollen, Roni- 
miſſare nach Deutſchland zu fenden, denen im Reichstag die Stellung der 
Bevollmächtigten zum Bundesrat, im Bundesrat beratende Stimme in bezug 
auf die Angelegenheiten der Schutzgebiete, und in einem etwaigen Bundes⸗ 
ratsausſchuß für die Schutzgebiete ſogar Sitz und Stimme haben ſollen. 

Ein ſolcher Vorſchlag beruht auf einer völligen Verkennung der Grund- 
lagen der Reichsverfaſſung einerſeits und der Stellung der Schutzgebiete zur 
Reichsgewalt anderſeits. 

WI. 

Die Verbindung des Kolonialrechts mit dem Konſularrecht war, wie ſchon 
wiederholt betont wurde, zweifellos ein Mißgriff. Nachdem ſich jedoch das 
bürgerliche Recht, das Strafrecht und das gerichtliche Verfahren einſchließ⸗ 
lich der Gerichtsverfaſſung in den Schutzgebieten auf Grund dieſer Verbindung 
gebildet und entwickelt haben, erſcheint es als das beſte, den beſtehenden 
Rechtszuſtand zunächſt aufrecht zu erhalten, zumal ja ſowohl durch das NGG. 
vom 7./4. 00 wie durch das SHE. vom 25./7. 00 das kaiſerliche Verordnungs— 
recht in einer Weiſe erweitert wurde, daß zunächſt den dringendſten Bedürf— 
niſſen genügt iſt. 

Dagegen wäre für die Zukunft eine allmähliche Loslöſung des Kolonial- 
rechts vom Konſularrecht anzubahnen in der Weiſe, daß der Kaiſer ermächtigt 
wird, durch mit Zuſtimmung des Bundesrats zu erlaſſende Verordnungen 
an nach Maßgabe des SHE. und des SGG. vom 7. April 1900 in den Schuß- 
gebieten geltenden Geſetzen über das bürgerliche Recht, das Strafrecht und das 
gerichtliche Verfahren einſchließlich der Gerichtsverfaſſung, auch noch andere 
Abänderungen vorzunehmen, als fie bereits durch das ShSG. und KGG. für 
zuläſſig erklärt ſind. 

Durch eine derartige allgemeine, dem Kaiſer erteilte Ermächtigung 
wäre die Möglichkeit gegeben, das Kolonialrecht nach und nach auf eigene 
Füße zu ſtellen und vom Konſularrecht loszulöſen. Anderſeits beſtände 
keinerlei Gefahr, daß auf Grund dieſer Ermächtigung überflüſſige Anderungen 
an dem beſtehenden Rechtszuſtande vorgenommen werden, zumal in dieſer 
Beziehung die Zuſtimmung des Bundesrats eine gewiſſe Garantie bietet. 
Außerdem könnte noch vorgeſchrieben werden, daß derartige Verordnungen 
dem Reichstage beim nächſten Zuſammentritte zur Kenntn is nahme 
vorzulegen ſind, damit derſelbe prüfen kann, ob durch ſolche Verordnungen 
der bei Erlaß des Geſetzes vom 17. April 1886 durch die Verbindung des 
Kolonialrechts mit dem skonſularrecht verfolgte Zweck, die Reichsangehörigen 
auch in den Schutzgebieten des Schutzes der deutſchen Geſetze und der deutſchen 
Rechtſprechung teilhaftig werden zu laſſen, nicht etwa vereitelt würde. 

Es wird in dieſer Beziehung genügen, wenn die Verordnungen bloß zur 
Kenntnisnahme und nicht auch zur Genehmigung vorgelegt werden, da, 
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falls die nachträgliche Genehmigung des Reichstags eingeholt werden müßte, 
bis zur erfolgten Genehmigung ein immerhin bedenklicher Zuſtand der Unge⸗ 
wißheit gegeben wäre, während anderſeits ſicherlich die Kolonialverwaltung 
eine Verordnung wieder aufheben oder abändern würde, wenn der Reichstag 
bei der Kenntnisnahme gegen dieſelbe entſchiedenen Widerſpruch erhoben hötte. 

Der Zweck der Beſtimmung des FHGH., daß in den Schutzgebieten das 
KG. bzw. die in demſelben in Bezug genommenen Reichsgeſetze und preußi— 
ſchen Geſetze in Kraft treten ſollen, iſt der, daß in bezug auf das bürgerliche 
Recht, das Strafrecht und das gerichtliche Verfahren die in den Schutzgebieten 
ſich aufhaltenden Reichsangehörigen des Schutzes und der Vorteile der 
deutſchen Geſetze teilhaftig ſein ſollen, wie dies ja ſelbſt bezüglich der in den 
Konſulargerichtsbezirken ſich befindenden Reichsangehörigen der Fall iſt. 

Durch die Vorſchriften des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und der Straf— 
prozeßordnung ſind die Reichsangehörigen namentlich auch inſofern geſichert, 
als ſie bei gerichtlichen Verfolgungen ihrem ordentlichen Richter nicht ent— 
zogen, nicht willkürlich vor Gericht geſtellt, verhaftet oder Hausſuchungen 
unterworfen werden dürfen, das Briefgeheimnis gewahrt werden muß uſw. 
Dagegen gelten die übrigen den Schutz der Perſon und des Eigentums 
bezweckenden, ausſchließlich dein öffentlichen Rechte angehörigen deutſchen 
Geſetze, wie das Reichspreßgeſetz, das Reichsvereinsgeſetz, das Freizügigkeits— 
geſetz uſw. nicht in den Schutzgebieten. 

Es wirft fich daher die Frage auf, ob nicht in das SHGB. eine ähnliche 
Beſtimmung aufgenommen werden ſoll, wie ſie ſich im belgiſchen Kolonial 
geſetz vom 18. Oktober 1908 Art. 2 findet, wo es heißt: 


„Tous les habitants de la colonie jouiront des droits reconnus par les 
articles 7 alinéas ler et 2, 8 à 15, 16, alinéa 1% 17, alinéa 1° 21, 22, 24 
de la Constitution belge.“ 

„Ancune mesure ne peut être prise en matière de presse que conforme- 
ment aux lois et aux décrets qui la régissent.“ 

„Nul ne peut être contraint de travailler pour le compte ou au profit 
de particuliers ou de sociétés“. 

„Des lois régleront à bref délai en ce qui concerne les indigènes les 
droits réels et la liberté individuelle“. 

Die belgische Berfaifung zählt nämlich im II. Titel (Art. 4—24) die jog. 
Grundrechte auf, welche den Belgiern eingeräumt ſein ſollen. Dieſe Grund— 
rechte, von denen in Nachbildung der belgiſchen Verfaſſung ſich auch ein Kata— 
log in der preußiſchen Verfaſſung Art. 4 ff. findet, beruhen auf dem Gedanken, 
daß der einzelne Staatsangehörige in ſeiner perſönlichen Freiheit und in der 
Unverletzlichkeit feines Eigentums gegen jedermann geſchützt ſein ſoll und daß 
Namentlich auch die Behörden des Staates in dieſe Freiheit und Unverletzlich— 
keit nur unter den vom Geſetz feſtgeſtellten Vorausſetzungen und in den gejeß- 
lich vorgeſchriebenen Formen eingreifen dürfen. 
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Zu dieſen Grundrechten gehören daher Freizügigkeit, Niederlaſſungs⸗— 
und Verehlichungsfreiheit, Preßfreiheit, Vereins- und Verſammlungsfreiheit, 
Bekenntnisfreiheit, Unverletzlichkeit des Eigentums und der Wohnung uſw. 

Von dieſen Grundrechten hat Art. 2 des Geſetzes vom 18. Oktober 1908 
einzelne allen Bewohnern der Kongokolonie, alfo nicht bloß den belgiſchen 
Staatsangehörigen, ſondern auch den Ausländern und bis zu einem gewiſſen 
Grade wohl auch den Eingeborenen eingeräumt. 

Hervorzuheben ſind folgende Artikel der belgiſchen Verfaſſung. Art. 7 
Abſ. 1 und 2: 

„La liberté individuelle est garantie. Nul ne peut être poursuivi que dans 
les cas prévus dans la loi et dans la forme qu'elle préscrit.“ Art. 8: „Nul 
ne peut être distrait contre son gré du juge, que la loi lui assigne“. 
Art. 9: „Nulle peine ne peut être établie ni appliquée qu’en vertu de la loi.“ 
Art. 10: „Le domicile est inviolable.“ Art. 11: „Nul ne peut être privé de 
sa propriété que pour cause d'utilité publique dans les cas et de la manière 
établie par la loi et moyennant une juste et préalable indemnité.“ Art. 12: 
,La peine de la confiscation des biens ne peut être établie.“ Art. 13: „La 
mort civile est abolie, elle ne peut être retablie.“ Art. 14: „La liberté des 
cultes, celle de leur exercise publique, ainsi que la liberté de manifester ses 
opinions en toute manière sont garanties, sauf la répression des delits à 
l’occassion de l’usage de ces libertés.“ Art. 15: ,Nul ne peut être contraint 
de concourir d’une manière quelconque aux actes et aux cérémonies d'un 
culte, ni d’en observer les jours de repos.“ Art. 16 Abs. 1: „L'État n'a 
le droit d'intervenir ni dans la nomination ni dans l'installation des ministres 
d'un culte quelconque, ni de défendre à ceux-ci de correspondre avec leurs 
superieurs et de publier leurs actes sauf en ce dernier cas la responsabilité 
ordinaire en matiére de presse et de publication.“ Art. 17 Abs. 1: 
„L’enseignement est libre, toute mesure préventive est interdite, la répression 
des délits n’est reglée que par la loi.“ Art. 21: „Chacun a le droit d'adresser 
aux autorités publiques des petitions signées par un ou plusieurs personnes, 
Les autorités constituées ont seul le droit d'adresser des petitions en nom 
collectif.“ Art. 22: „Le secret des lettres est inviolable. La loi deter- 
minera quels sont les agents responsables de la violation du secret des 
ettres confiées à la poste.“ 

Dagegen find die von der Vereins- und Verſammlungsfreiheit, dann der 
Preßfreiheit handelnden Artikel 18 und 19 der belgiſchen Verfaſſung in Art. 2 
des Kolonialgeſetzes vom 18. Oktober 1908 nicht aufgeführt. Es wird jedoch 
in Abſ. 2 des Art. 2 geſagt, daß in bezug auf die Preſſe keine Maßregel 
ergriffen werden darf, die nicht den betreffenden Geſetzen und Verordnungen 
entſpricht. 

Das Schutzgebietsgeſetz enthält eine einzige Vorſchrift, die ſich auf ein 
ſog. Grundrecht bezieht, nämlich $ 14, welcher lautet: „Den Angehörigen der 
im Deutſchen Reiche anerkannten Religionsgemeinſchaften werden in den 
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Schutzgebieten Gewiſſensfreiheit und religiöje Duldung gewährleiſtet, die 
freie und öffentliche Ausübung dieſer Kulte, das Recht der Erbauung gottes⸗ 
dienſtlicher Gebäude und der Einrichtung von Miſſionen der bezeichneten 
Religionsgeſellſchaften unterliegen keinerlei geſetzlicher Beſchränkung noch 
Hinderung.“ 

Dieſe Beſtimmung ift offenbar dem Abi. 3 des Art. 6 der Kongoakte nach— 
gebildet, wo es heißt: „Gewiſſensfreiheit und religiöſe Duldung werden ſowohl 
den Eingeborenen wie den Landesangehörigen und Fremden gewährleiſtet. 
Die freie und öffentliche Ausübung aller Kulte, das Recht der Erbauung 
gottesdienſtlicher Gebäude und der Einrichtung von Miſſionen, welcher Art 
Kultus dieſelben angehören mögen, ſoll keinerlei Beſchränkung noch Hinderung 
unterliegen.“ 

Der $ 14 Sch GG. ift aber nicht fo allgemein und vernünftiger gefaßt, 
als Art. 6 Abſ. 3 der Kongoakte. Nach dem Wortlaute des Art. 6 der Kongo— 
akte und mit Rückſicht auf den Umſtand, daß die Tükei zu den Teilnehmern 
an der Kongokonſerenz und zu den Unterzeichnern der Kongoakte gehörte, wäre 
eigentlich anzunehmen, daß im konventionellen Kongobecken- alle religiöſen 
Kulte, alſo auch die nichtchriſtlichen, die mohammedaniſchen und ſonſtigen 
heidniſchen Kulte, Freiheit und Schutz genießen ſollen, und daß dieſe Freiheit 
ſich nicht bloß auf die chriſtlichen Miſſionen beſchränkt, obwohl im Abſ. 2 des 
Art. 6 nur die chriſtlichen Miſſionen ausdrücklich erwähnt ſind. Daß die 
Beſtimmung des Art. 6 in dieſem Sinne ihre Bedenken hatte, iſt zweifellos. 
Indem auch jedem heidniſchen Kultus Freiheit gewährt würde, würden auch 
verwerfliche Gebräuche geſchützt, wie die aus religiöſen Gründen vorkommen— 
den Menſchenopfer. Daß dies nicht gewollt fein kann, ift wohl klar. Jeden⸗ 
falls ijt aber die betreffende Beſtimmung der Kongoakte möglichſt unglück— 
lich gefaßt. 

Dem gegenüber ſpricht $ 14 SHGG. bloß von den im Deutſchen Reiche 
anerkannten Religionsgemeinſchaften. Aber auch in dieſer Faſſung ergeben 
ſich manche Zweifel, z. B. über die Frage, welche Religionsgemeinſchaften als 
im Deutſchen Reiche anerkannt zu gelten haben?). Außerdem iſt die Beſtim⸗ 
mung des § 14 SHGG. inſofern nicht ohne Bedenken, als dieſelbe benutzt 
werden kann, um das Vorgehen der Kolonialverwaltung gegen Miſſionen, die 
fih in politiſche Dinge einmiſchen oder zu Unruhen Anlaß geben, als ungefeg- 
lich darzuſtellen. 

An eine Anderung des § 14 SchGGG. ift nun nach Lage der Sache nicht 
zu denken. 

Dagegen beſteht kein Anlaß, noch andere auf ſog. Grundrechte bezügliche 
Beſtimmungen aufzunehmen. 
| Die in der declaration des droits de l'homme vom Jahre 1791 enthaltenen 
Sätze, die dann als Vorſchriften über die allgemeinen Menſchenrechte oder ſog. 


*) Freytag, Religion u. Miſſion im deulſchen Kolonialrecht, Zeitſchrift für Kolonial- 
politik uſw. X (1908) S. 300 ff. ii er 
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Grundrechte in die meiſten konſtitutionellen Verfaſſungen übergegangen ſind, 
enthalten durchweg nur allgemeine Grundſätze, welche der Geſetzgebung der 
betreffenden Staaten im Intereſſe des Schutzes der perſönlichen Freiheit und 
der Uuverletzlichkeit des Eigentums als Richtſchnur dienen jollen. Unmittelbar 
praktiſche Bedeutung erlangen dieſe Vorſchriften erſt durch die beſonderen 
Geſetze, in welchen beſtimmt iſt, unter welchen Vorausſetzungen trotz des allge 
meinen Prinzips von den Behörden in die perſönliche Freiheit und in die 
Unverletzlichkeit des Eigentums eingegriffen werden darf. Es kommt alo 
weniger auf die in den Verfaſſungsurkunden enthaltenen allgemeinen Sätze 
als darauf an, ob und in welchem Umfange dem Grundſatze der Unverletzlich— 
keit der Perſon und des Eigentums der Untertanen in den hier in Betracht 
kommenden beſonderen Geſetzen Rechnung getragen iſt. 

So enthält die Reichsverfaſſung vom 16. April 1871 nicht wie die von: 
Jahre 1849 einen Abſchnitt über die Grundrechte. Dagegen ſind in den 
Reichsgeſetzen die meiſten dieſer Grundrechte zur Anerkennung und Dur: 
führung gelangt, wie die Freizügigkeit, die Verehelichungsfreiheit, die 
Gewerbefreiheit, die Vereins- und Verſammlungsfreiheit, die Preßfreiheit, der 
Schutz der Perſon gegen willkürliche Freiheitsberaubung, die Unverletzlichkeit 
der Wohnung, der Grundſatz, daß niemand ſeinem ordentlichen Richter ent— 
zogen werden ſoll uſw. 

Soweit die hier in Betracht kommenden Geſetze, wie das Strafgeſetzbuch, 
die Strafprozeßordnung, das Gerichtsverfaſſungsgeſetz uſw. in den Schutz- 
gebieten eingeführt ſind, haben auch die betreffenden „Grundrechte“ daſelbſt 
Geltung erlangt. Es kann ſich alſo nur darum fragen, ob nicht die Einführung 
noch anderer hier in Betracht kommender Geſetze, wie des Freizügigkeits— 
geſetzes, des Preßgeſetzes, des Vereinsgeſetzes, der Gewerbeordnung uſw. im 
Schutzgebietsgeſetze ausgeſprochen werden ſoll. 

Dieſe Frage muß unbedingt verneint werden. Ganz abgeſehen davon, daß 
von der Einführung gewiſſer Geſetze, wie des Preßgeſetzes, des Vereinsgeſetzes 
und des Freizügigkeitsgeſetzes in abſehbarer Zeit und in unveränderter 
Geſtalt keine Rede ſein kann, wäre eine derartige Beſtimmung deshalb ver— 
fehlt, weil durch dieſelbe die Regierung in ihren Anordnungen zu tebr 
gebunden wäre. 

Die Verhältniſſe in den Schutzgebieten ſind ſo verſchieden von denen des 
Mutterlandes, daß es untunlich iſt, die hier in Betracht kommenden mutter— 
ländiſchen Geſetze einfach auf die Kolonien zu übertragen. So wäre es, wie 
wohl ziemlich allgemein anerkannt iſt, nicht tunlich, den Grundſatz der Frei 
zügigkeit in demſelben Umfange in den Schutzgebieten zur Durchführung zu 
bringen, wie im Mutterlande??). Man wird es der Regierung überlaſſen 
müſſen, in dieſer Beziehung die geeigneten Vorſchriften zu erlaſſen. Tas 
gleiche gilt z. B. in bezug auf die Gewerbefreiheit. 


25) Stengel, Die Zuläſſigkeit der Ausweiſung aus den Schutzgebieten. Zeitſchr. f. 
Kolonialpolitik uſw., Bd. XI (1909) S. 861ff. 
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Daß die Regierung willkürliche Maßregeln ergreifen wird, iſt um ſo 
weniger anzunehmen, als ſie ja in allen dieſen Fragen der Kontrolle und 
Kritik des Reichstags unterliegt. 

Gewiß werden ſpäter auf manchem der hier in Rede ſtehenden Gebiete 
formelle Kolonialgeſetze ſich als notwendig erweiſen, vorläufig iſt aber ein 
ſolches Eingreifen noch nicht erforderlich. 


I. 

Die Kolonialgeſetze find zunächſt darauf berechnet, für die Nichtein— 
geborenen, alſo die in den Kolonien angeſiedelten oder ſich daſelbſt aufhalten 
den Weißen und die denſelben gleichgeſtellten Perſonen zu gelten. Für die 
Eingeborenen find, ſoweit fie nicht nach ihrem Stammesrecht leben, vielfach 
beſondere geſetzliche Vorſchriften erlaſſen, da es mit Rückſicht auf die Ber- 
ſchiedenheit der Raſſe ſowohl wie des Kulturzuſtandes nicht angeht, die Ein- 
geborenen und die Nichteingeborenen derſelben Rechtsordnung zu unterwerfen. 

Dieſen Standpunkt nimmt auch das CHE. vom 25. Juli 1900 ein! Dem 
Territorialitätsprinzip entſprechend geht es zwar von der Auffaſſung aus, 
daß auch die Eingeborenen, als Untertanen des Reichs, ſeiner Geſetzgebung 
und Gerichtsbarkeit unterſtehen, es beſtimmt aber in den § 4 und 7, daß 
ſie den deutſchen Zivil- und Strafgeſetzen und der deutſchen Gerichtsbarkeit 
nur inſoweit unterliegen, als dies durch kaiſerliche Verordnung beſtimmt wird. 
Dadurch iſt der Kolonialregierung die Möglichkeit gegeben, das Privat- und 
Strafrecht der Eingeborenen, abweichend von den für die übrigen Bewohner 
der Schutzgebiete maßgebenden Vorſchriften der deutſchen Geſetze, zu regeln 
und namentlich in dieſer Beziehung die Rechtsordnung der Eingeborenen 
ſoweit als möglich aufrecht zu erhalten. Da das SchGG. vom 25. Juli 1900 
in viel beſtimmterer Weiſe als das Geſetz vom 17. April 1886 auf dem Boden 
des Territorialitätsprinzips ſteht, war es notwendig, zu beſtimmen, daß die 
Eingeborenen dem deutſchen Rechte in den angegebenen Beziehungen nur 
dann unterliegen ſollen, wenn dies durch kaiſerliche Verordnung vorgeſchrieben 
wird. Dagegen war ein ſolcher Vorbehalt zugunſten des kaiſerlichen Ver— 
ordnungsrechts auf den übrigen Verwaltungsgebieten nicht notwendig, da das— 
ſelbe hier nicht in dem Maße eingeſchränkt iſt, wie bezüglich der Zivil- und 
Strafrechtspflege, der Kaifer vielmehr ſowohl die Verhältniſſe der Nichtein- 
geborenen wie der Eingeborenen nach ſeinem Ermeſſen regeln kann. 

Während es durch die Verhältniſſe gerechtfertigt und geboten ift, den Er- 
geborenen in bezug auf das Privatrecht und Strafrecht eine Sonderſtellung 
einzuräumen, iſt es untunlich, die Eingeborenen hinſichtlich der polizeilichen 
Vorſchriften, Maßnahmen und Einrichtungen anders zu behandeln als die 
Weißen. 

Vorſchriften der Geſundheitspolizei, Baupolizei, Forſtpolizei, Jagd- und 
Fiſchereipolizei, Maßregeln, die ſich auf das Gewerbeweſen, den Handel und 
Verkehr, die Seeſchiffahrt uſw. beziehen, können nur dann wirkſam ſein, wenn 
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fie für alle in den Schutzgebieten ſich aufhaltende Perſonen, mögen dieſelben 
Weiße oder Farbige ſein, unbedingt Geltung haben. 

Ebenſo iſt es ſelbſtverſtändlich, daß Zollvorſchriften und Vorſchriften in 
bezug auf Verbrauchsabgaben für jedermann bindend ſein müſſen, während 
die direkten Steuern bei den Eingeborenen anders geſtaltet ſein können, als 
bei den Weißen. 

Die Regelung der Verhältniſſe der Eingeborenen, ſoweit dieſelbe über⸗ 
haupt vorgenommen wurde, erfolgte bisher im Wege der Verordnung. Nun 
wird in dem Rombergſchen Geſetzentwurf (6. Titel SS 81—101) vorgeſchlagen, 
in das neue Schutzgebietsgeſetz eine Anzahl von die Eingeborenen betreffen⸗ 
den Vorſchriften aufzunehmen. Dieſem Vorſchlage kann aber nicht zuge⸗ 
ſtimmt werden. Ganz abgeſehen davon, daß es vom Standpunkt der Geſetz⸗ 
gebungstechnik als verfehlt erſcheinen muß, ſolche Spezialbeſtimmungen in 
ein Geſetz aufzunehmen, welches lediglich die Grundlagen der Kolonialver— 
faſſung enthalten ſoll, beſteht auch kein Anlaß, in bezug auf die Regelung 
der Verhältniſſe der Eingeborenen das Ermeſſen der Kolonialregierung ein⸗ 
zuengen und Vorſchriften geſetzlich feſtzulegen, von denen nicht ohne weiteres 
feſtſteht, daß ſie für die Verhältniſſe der Eingeborenen paſſen. 

Dazu kommt noch, daß die Anſichten über die richtige Behandlung der 
Eingeborenen ſo auseinandergehen, daß ſich bei Beratung derartiger Beſtim⸗ 
mungen im Reichstage ſchwer eine Einigung erzielen laſſen wird. 

Andererſeits wird man zur Regierung nach den bisher von ihr in bezug 
auf die Eingeborenen ergriffenen Maßregeln das Vertrauen haben können, 
daß ſie auch in Zukunft die Eingeborenen wohlwollend und gerecht behandeln 
und deren Wohlergehen zu fördern beſtrebt ſein wird, ohne durch ſchlecht an- 
gebrachte Nachgiebigkeit und übertriebene Humanität die Intereſſen des 
Mutterlandes zu ſchädigen. 

Daß auf dieſem Gebiete mit allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen 
nicht viel erreicht wird, ergibt ſich übrigens aus dem Romberg'ſchen Entwurfe 
ſelbſt, wo in den SS 84 und 85 eine ganze Anzahl von die Eingeborenen be- 
treffenden Verhältniſſen und Gegenſtänden der Regelung durch kaiſerl. Ver⸗ 
ordnung oder durch Verordnung des Reichskanzlers bezw. der Gouverneure 
überlaſſen iſt. 

Carl von Stengel, Profeſſor. 
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